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Die Ereigniſſe in Jtalien.
Die Bewegung flaut ab

Nach Meldungen von der italieniſchen Grenze hat die revoku
tionäre Bewegung in Ftalien an Schärfe verloren. Es werden
jedoch noch vereinzelt r Gewalt ten und Plünderungen
gemeldet. Jn Neapel, wo der Generalſtreik beendet wurde,
verſuchte die Menge die Wiederaufnahme des Straßenbahnver-
kehrs zu verhindern. Es gab hierbei 5 Verwundete. Jm römi-
ſchen Stadtteil Traſtevere kam es zu blutigen Zuſammen
ſtöß en zwiſchen Plündernden und der Polizei. Auch aus ver-
chiedenen Orten Siziliens wurden ähnliche Vorfälle gemeldet.
n der Provinz Florenz ſowie in der Gegend von Prato iſt ſeit

ſechs Tagen das Standrecht verhängt worden. Nach dem Secolo
rechnet man in Rom trotz der von der Regierung getroffenen
Maßnahmen mit dem Ausbruch des Generalſtreiks. Aus
mehreren Städten Oberitaliens wird das Wiederaufflackern der
Teuerungstumulte gemeldet. Ganz Apulien iſt von der Bewegung
ergriffen, wo laut Avanti bereits Truppen zuſammengegogen
werden. Auch in Sizilien mehren ſich die Ausſtände.

Ein „Beruhigungs“programm.
Rom, 10. Juli. (Agenzia Stefani.) Nitti erklärte in der

Kammer im Namen der Regierung, daß ſich das durch die Ereig-
niſſe auferlegte Programm in folgende vier Punkte zuſammen
faſſen laſſe:

1. Die Friedensverhandlungen beenden unter übergengter Ver
teidigung des Programms der nationalen Aſpirationen;

2. ſo raſch als möglich den Uebergang vom Kriegs zum
riedenszuſtand durchführen;

8. die Exiſtenzbedingungen des Volkes erleichtern;
4. raſch die durch die neue Lage notwendig gewordenen woirt-

ſchaftlichen und finanziellen Maßnahmen vorbereiten.
Um diefes Programm zu verwirklichen, müſſe die öffentliche

Hrdnung aufrechterhalten werden. Die Regierung werde ſie feſt
und ohne Schwäche aufrechterhalten. Hinſichtlich der finanziellen
Fragen ſagte Nitti, daß die auswärtige Schuld ſich ouf
ſnſerir arden und die innere auf 68 Milliarden be-
aufe.
In der Kammer waren bei der Programmerklärung Nittis mehr

als 800 Deputierte anweſend. Die Kammer hörte Nitti unter
großem Schweigen an. Als Nitti Fiume erwähnte, erhoben ſich
alle Deputierten mit Ausnahme der Offiziellen Sozialiſten und
ſpendeten begeiſterten Beifall unter dem Rufe: Es lebe Fiume!
Der Schluß der Rede war von einer ſehr ſtarken Ovation der
ganzen Kammer mit Ausnahme der Offiziellen Sozialiſten und
einiger Deputierten des Blocks der äußerſten Rechten begleitet.

Unruhen in Serbien.
Blutige Zuſammenſtöße in Sarajews,

Wletx, 10. Juli. Aus Bukareſt wird berichtet: Die Agentur
Dacia meldet aus r Die Lage in Serbienwird immer kritiſcher. In Belgrad und anderen Städten
finden fortgeſetzt Um z c 23 7h rer r von Sozialiſtenſtatt. Jn Sarajewo kam es anläßlich eines ſolchen Umznges
u blutigen Zuſammenſtößen zwiſchen Militär und

Publikum, wobei es auf beiden Seiten Tote und Verwundete gab.
Ueber Sarajewo wurde der verſchärfte r
z ſtand verhängt. Auch aus anderen Orten des beſetzten Ge
ietes werden ähnliche Vorkommniſſe gemeldet. Ein Teil der in

Ungarn ſtehenden ſerbiſchen wurde von dort
abberufen, um auf alle dsalichkeiten vorbereitet zu ſein.

Auch die aus Bosnien und der Herzegowina eintreffen
den Nachrichten beſagen, daß dort die Lage ſehr geſpannt
iſt. Die bosniſche Previngialregiernng erkennt die Anweiſungen
der Belgrader Regierung nicht an,

Wilſon und ſein Völkerbund
Amſterdam, 10. Juli. (W. T. B.) Das Reuterſche Bureau
eldet aus Waſhington, daß Wilſon bei der Verleſung des
e r vor dem Senat ſeine Rede faſtvollſtändig dem Völkerbund widmete, von der er erklärte, er

ei nicht nur ein Werkzeug, um früheres Unrecht durch den neuen
riedensvertrag wieder gutzumachen, ſondern er ſei die Hoffnunger Menſchheit. Der Bund ſei tatſà lich eine Notwendigkeit für

die Aufrechterhaltung der neuen Ordnung, die die Urheber des
Vertrages in der Welt errichten wollten, geworden. Wilſon er
klärte, das Werk der J enen als ganz mit den Grund-ätzen übereinſtimmend, die man gemeinſam als Grundlage des

riedens angenommen habe, und die Hompromiſſe, die als unver-
meidlich angenommen wurden, verletzten nirgends irgendeinen
dieſer Grundſäge.

Amſterdam, 10. Juli. Laut Reutermeldung aus Waſhington
meinte Wilſon in ſeiner Unterredung mit Preſſevertretern, die
amerikaniſchen Truppen müßten am h bleiben, bis Deutſchland alles Raterial, das im Friedensvertragb rt werde, ausgeliefert habe. Wilſon teilte mit der

e

ükerbundeverirag in jeden der in Verſailles abgeſchloſſenen
erträge eingefügt werden würde. Der Präſident ſagte, er ſei derAnſicht daß die afſogiierten Mächte ſobald wie h andel

mit Deutſchland wieder aufne um die Rehabilitierung
Deutſchlands zu geſtatten.
Die militäriſche Ueberwachungskommiſſion der Alliierten
für die Ausführung der militäriſchen Bedingungen des Friedens
vertrages durch Deutſchland wird, wie berichtet wird, ihren Tr
in Berlin haben und einen franzöſiſchen General zum Che
erhalten. Zu Vorfitzenden der m für die Ueberwachung
der n der maritimen und Luftfahrbedingungen hat der

lliiertenrat in Paris einen britiſchen Admiral und einen
Unterkommigenrigadegeneral beſtimmt ionen werden in ver
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Der Generalſtreik der Jnternationale.
Amſterdam, 10. Juli. (W. T. B.) Den engliſchen Blättern

zufolge wird bei den Kundgebungen, die die engliſchen
Arbeiter am 20. und 21. Juli gegen die Politik der Regierung
gegenüber den neuen Demokratien und den ſozialiſtiſchen Re-
publiken abhalten werden, eine gleichlautende Entſchließung in den
im ganzen Lande ſtattfindenden Verſammlungen eingebracht wer
den, die den Arbeitern in Frankreich und Italien
brüderliche Grüße übermittelt, die Republikin Ruß-
land, Deutſchland, Oeſterreich und Ungarn be-
grüßt und zum Ausdruck bringt, daß es die Pflicht der Arbeiter
aller Länder iſt, zu fordern, daß die Kriegs handlungen
gegen die ſezialiſtiſchen Republiken Europas
eingeſtellt werden, die wirtſchaftliche und Lebensmittelblockade
ſofort aufgehoben wird, und daß die Republiken von außen un
behelligt bleiben, damit ſie ſelbſt über ihre Regierungsform be-
ſchließen können.

Verſailles, 16. Juli. (W. T. B.) Die franzöſiſchen Eiſen
bahner haben beſchloſſen, ſich an dem Demonſtrations-
ſtreik am 21. d. R. zu beteiligen. Jnfolgedeſſen wird am
21. Juli von 5 Uhr vormittags an jeder Verkehr in Frankreich
24 Stunden ruhen.

Ende des Berliner Streiks
Berkin, 10. Juli. Im Berliner Rathaus fanden heute Berechungen Jtatt, die auf eine Beilegung des Generalſtreiks
r Straßenbahner zielten und an denen Oberbürgermeiſter Wer-

muth teilnahm. Sie verliefen vorläufig ohne Ergebnis.
Gegenſatz zu dieſen Beſtrebungen, die ſtreitenden teien5 Auſennerzufkhren, i Tr ufer ente

die mit allen Mitteln die ederwerfung der Strei-
kenden erreichen wollen und zu deren Sprachrohr ſich W. T. B.
macht. Jn dem bekannten offiziöſen Stil läßt es durchblicken, daß
die artigen Stellen nicht übel Luſt verſpüren, ſtaatliche
Macht mittel gegen die Streikenden rzu laſſen. Man iſt ſich nur noch nicht recht klar darü er, wie das
r wäre. Wenn die Streikenden ſich durch die neu-
angebahnten Verhandlungen nicht zur Wiederaufnahme der Ar
beit bewegen ließen, e es losgehen. Solche verſtohlen aus den
Zeilen lugenden Drohungen ſind allerdings ſehr en dazu an
etan, die Verhandlungen zu einem verſöhnlichen Abſchluß zu
ringen.
Noch ſchlimmer Ware iſt das Verhalten einer Gruppe von

Aerzten, die ſich nicht ſcheuen, Streikenden und n An-
ehörigen ärztliche Behandlung zu verweigern. Dieſe Herren
ind ſchamlos genug, im wirtſchaftlichen Kampfe Mittel anwenden

zu wollen, die ſelbſt im mörderiſchſten Kriege verpönt waren.
Der Kampf der Verkehrsarbeiter hat überhaupt in weiten

Kreiſen des honetten Bürgertums ſprbt Empörung wachgerufen.
Nichts wird unverſucht gelaſſen, die Unannehmlichkeit der durch den
Streik hervorgerufenen Verkehrsmiſere zu einer wüſten Hetze
gegen die Streikenden auszunützen. Am Mittw ſtellte der
Berliner Bürgerrat die Behauptung auf, in Berlin befänden ſich
Tauſende von Technikern und Jngenieuren jederzeit bereit, alsStreikbrecher zu dienen. Jn Wirklichkeit liegen die Dinge, wie
die Stellungnahme der Organiſationsleitungen ergibt, 32
weſentlich anderzs. Gewiß mag es unter den Angeſtellten au
eine Anzahl jener erbärmlichen Elemente geben, die allezeit be-
reit ſind, das Proletariat an das Kapital zu verraten. Die über-
Po Mehrheit denkt jedoch anders und bewahrt den Streikenden

ympathie.
Es ſei noch bemerkt, daß abgeſehen von den in Augſicht ſtehen

den Verhandlungen am onnerstag ſich die Streiklage
inſofern geändert hat, als der Stadt und Ringbahnverkehr wieder
voll aufgenommen worden iſt. Der Straßen, Hoch- und Unter
grundbahn, ſowie der Omnibusverkehr ruht jedoch noch vollſtändig.

Kattowid, 10. Juli. (W. T. B.) Die Preſſeſtelle teilt mit:
Der Eiſenbahnerſtreik in Tarnowitz dauert an. Die Verhand-
lungen gehen weiter, jedoch iſt eine Einigung noch nicht erzielt.
Der Zugverkehr hat weitere Einſchränkungen erfahren. DieS[treitkrage im Rybniker Bezirk iſt unverändert.

Sieg der franzöſiſchen Bergarbeiter. Verſailles, 10. Juli.
Durch Schiedsſpruch der Regierung wurde geſtern der Berg-
arbeiterſtreikbeigelegt. Die Arbeit wird Freitag vor
mittag wieder aufgenommen. Die Bergarbeiter haben
faſt in allen ihren Forderungen geſiegt

Verſtändigung über Oberſchleſien.
Berlin, 11. Juli. Die Frage der größeren Selbſtän-

digkeit Oberſchleſiens iſt, wie verſchiedene Blätter mel
den, durch eine Verſtändigung erledigt worden. Die von
Zentrumsſeite vorgebrachten und vom ſchleſiſchen Volksrat be-
fürworteten Wünſche ſollen dahin berückſichtigt werden, daß auf
Vorſchlag des Stagtskormmiſſars durch die Zentralregierung im
Einvernehmen mit dem Regierungspräſidenten ein oberſchle-
ſiſcher Beirat berufen wird. In ganz Preußen ſoll die pro-
vingielle Selbſtverwaltung erweitert werden. Insbeſondere ſollen
beſtimmte Kultur- und Sprachfragen den Provinzen zur freien
Regelung überlaſſen bleiben. Vielleicht, heißt es dann, ſoll auch
aus Oberſchleſien eine ſelbſtändige Provinz ge
macht werden. Die Verwirklichung aller dieſer Punkte wird abe
hinausgeſchoben werden, bis nach Vollzug der Abſtimmung und
Abzug der Ententebeſatzung. Sſogial keine Annäherung, lejnen Uebergang zum Sogial
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Die Wiſſell-Kriſe.
Vie Freiheit ſchreibt: Mit dem Rücktritt des Reichswirtſcha

miniſters Wiſſell findet eine Periode ihr Ende, während der
nationalökonomiſche Dilettantismus des Herrn Unterſtaatsſekretörö
Wichard v. Möllendorf in der ſchwerſten und kritiſchſten Heit der
deutſchen Wirtſchaft ungehemmt ſein Weſen treiben durfte.

Es iſt ein arges Verbrechen der bisherigen Revolutionsregierungen
geweſen, daß ſie weder für die Wirtſchafts noch für die Steuerpolitik
rsendein Programm beſaßen. Jn bodenloſem Leichtſinn ließen ſie
zie Dinge laufen, wie ſie wollten. Keine dieſer Regierungen, in
»enen nie ein Mann ſaß, der wirklich die ungeheuren wirtſchaftlichen
Probleme in ihren Zuſammenhängen erfaſſen und überſehen konnte,
am etwa zur Einſicht, zu dem Mittel greifen, das die doch an
volitiſcher und wirtſchaftlicher Einſicht höher ſtehenden Regierungen
Englands wählen, nämlich wiſſenſchaftliche Kommiſſionen einzuſetzen,
zie die Fragen unterſuchen und ihre Löfungsvorſchläge erſtalten.
Die einzige Kommiſſion, die auf Drängen der unabhängigen Volks
bveauftragten eingeſetzt worden war, wurde auf Betreiben Möllendorfs,
der für ſeine unverſtändigen Pläne das wiſſenſchaftliche Urteil nur
allzu ſehr zu ſcheuen hatte, zur Demiſſion genötigt, ihre Arbeiten
blieben völlig unberückſichtigt, ihre Unterſuchungen abſichtlich un
veröffentlicht.
Die alte Bureaukratie aber ſtand der neuen Lage faſſungslos gegen
über. Nur in der alten Rontine groß geworden, mit kapitaliſtiſchen
Gedankengängen erfüllt, ſetzte ſie allen Anforderungen einer um
wälzenden, neue Bahnen einſchlagenden Wirtſchafts- und Steuer
politik paſſiven Widerſtand entgegen. Die Miniſter aber, ohne eigen
feſt hegründetes Urteil, ſtanden rat- und hilflos da. Dazu kam
die bürgerlichen Miniſter ja auch gar nichts anderes wollten als die
alten kapitaliſtiſchen Zuſtände beſtehen zu laſſen, die Einſchränkungen
der Kriegswirtſchaft möglichſt ſchnell und reſtlos zu beſeitigen, während
die armen Teufel von Rechtsſozialiſten überhaupt nicht wußten, was
ſie wollten und was ſie konnten, und in maßloſem Reſpekt vor der
Ueberlegenheit ihrer Geheimräte nach acht Tagen von der Unmöglich
keit der Durchführurg des Sozialismus überzeugt waren. RNich
ſchon als die Unabhängigen, genötigt die wi Haſtlich

der Regierung austraten, hatte der re tes t.Die un abhängigen Volksbeauftragten hatten urit anf
dem Steuergebiete eine energiſche und prinzipielle Politik durchzuſetzen
verſucht. Sie forderten ſofortige Jnangriffnahme der Sozialiſierun
fofortige Regiſtrierung der Vermögen, die die Steuerſlucht unmbali
gemacht hätte, ſofortige Durchführung der Wegbeſteuerung der Kriegs
gewinne und der Vermögensabgabe. Damals, wo die Revolution ſieg
reich war, wo das Bürgertum an keinen ernſtlichen Widerſtand dachte,
wo die Gewinne noch nicht verflüchtigt, verſchoben, verſteckt und ver
borgen waren, war die Möglichkeit zu dem Beginn einer großzügigen,
ſozialiſtiſchen Wirtſchaftépolitik gegeben. Das vereitelt zu haben, d
Bundesgenoſſenſchaft der bürgerlichen Parteien durch den Verzicht a
jede energiſche ſozialiſtiſche Politik erkauft zu haben, iſt die Schul
der rechts ſozialiſtiſchen Führer. Damals haben ſie jene
h begonnen, deren Früchte wir ſchaudernd ſeitdem genießen
müſſen.

Aber offen verzichten anf die ſozialiſtiſche Phraſe wollten
konnten ſie nicht, und da fanden ſie in der dilettantiſchen Politik d
Reichswirtſchaftsamts gerade das, was ſie zunächſt brauchten.

Auch im Hkeichswirtſchaftsamt wollte man vom Sozialismus nichts
wiſſen und wußte auch wirklich nichts davon. Dafür machte Herr
Wichard v. Möllendorf ſeine frühere Verherrlichung der Kriegswirt
ſchaft „gemeinwirtſchaftlich“ und „ſozialiſtiſch“ zurecht. Jn
Wiſſell fand er ein gutgläubiges Werkzeug. Statt einer ernſt zu
nehmenden, ſo bitter nötigen Wirtſchaftepolitik betrieb das Miniſterium
ſeine Jdee der „gebundenen Planwirtſchaft“.

Vom Sozialismus übernimmt dieſes Gebilde den Gedanken einer
vplanmäßigen Wirtſchaft. Aber dieſe Planmäßigkeit erwächſt nicht etwa
organiſch aus der dewußt geleiteten, vergeſellſchaftlichen Produktion
ſie wird vielmehr den einzelnen und in ihrer Jſolierung verbleibenden
Produftionszweigen von oben her auberiegt: es iſt nicht die Jdee
des Sozialismus ſondern der alte Wahn des merkantiliſtiſches
Obrigkeitsſtaates, der da in Wirklichkeit fröhliche Auferſtehung feiert.

Dieſe längſt überwundenen Anſchaunngen aus der Frühzeit der
Nationalökonomie ſind übecall erkennbar. Jeder Nationalökonom
von Einſicht weiß, daß eines der ſchwierigſten Probleme für den
Sozialismus die Regelung des auswärtigen Handels bildet, ſolange
eine ſozialiſtiſche Wirtſchoft noch von kapitaliſtiſchen umgeben iſt; er
wird gerade an dieſes Problem mit beſonderer Vorſicht herangehenund ſcd auf eine längere Uebergangszeit einrichten. Für den
Dilettantismus des Miniſteriums iſt es charakteriſtiſch, daß es gerade
da anfangen will, Aus und Einfuhr ſollen von beſonderen Be
willignngen abhängig gemacht werden, die natürlich zuletzt von der
Einſicht der Bureaukratie abhängen würden. Die alte merkontiliſtiſche
Angſt vor der ungünſtigen Handelsbilanz ſpukt in dem ökonomiſch
ungeſchulten Kopf Wiſſells-v. Möllendorf, vermehrt durch die Sorge
um die Valuta, die dieſer Unglücksmenſch zur größeren Freude aller
Gläubigen und zur vermehrten Entfeſſelung aller Wirtſchaftskämpfe
am liebſten auf ihren alten Wertſtand bringen möchte! Kurz Dder rötlichen ſozialiſtiſchen Perücke erſcheint die völlige Kehlköpfig
des alten Merkantiliſten.

Dieſe falſche Planmäßigkeit iſt nun aber auch das grziae was an
den Sozialismus erinnert. Jm übrigen bedeutet dieſe gebundene

Planwirtſchaft gerade das h von Sozialis-m u S. An die kapitaliſtiſche Ausbeutung wird nicht g An
der Leitung der Produktion ſind vielmehr neben der Bureau
kratie, die ſchließlich die Entſcheidung hätte, und neben Konſu
mentenvertretern die Gemeinſchaften der Unternehmer und
Arbeiter beteiligt, wie ja der große Plan auf eine Ueber
tragung der Arbeitsgemeinſchaften vom ſozial-
politiſchen auf das ökonomrſche Gebiet hinausläuft. Sozialismus
bedeutet die Beſeitigung der Ausbeutung, die Befreiun der Ar
beiterſchaft. Wiſſell-v. Möllendorff wollen umgekehrt die Scheidu
zwiſchen Kapital und Lohnarbeit verewigen. Sozialismus iſt n
erwirklichbar durch den a der Arbeiterklaſſe im Klaſſenka
Wiſſell und Möllendorff bilden ſich ein, an Stelle des Klaſſen
awpfes die Klaſſenfolidarität ſetzen zu können.
gebundene Planwirtſchaft, nationalökonomiſch unſinnig, bedeutets J



ondern die Befeſtigung des Kapitalismus in ſtaatlichen Zwengs-
rtellen.

Und dieſes hat auf dem r enParteita eimar gerade dem daß Gott erbarmlnlinken Flü e der Partei
Vorwärts, ſich begeiſtert!
untergeſunken!

Ein richtiges Gefühl wenn auch keine rich

r dafür hat er, ebenſo wie der
uf welches Niveau iſt dieſe Partei her

Und trotzdem!
tige Einſicht lag deſſen Eintreten für Wiſſell zugrunde Wiſſell
glaubte doch wenigſtens perſönlich, noch für etwas Soziali-
ſtiſches einzutreten. Von ſeinen rechtsſogialiſtiſchen Widerſachern

lde 7 Mk. Kottern 4,10 Mk. Bralit 7 e St 75Döbern 7 Mk Sommerfeld 7 Mk. Forſt i. S e
37. Mk. AltBeelitz 7 Mk., Alt-Ruppin 7 Mk., Gr.-Rä
AltBleſſin 7 Mk., Havpelberg 6,30 Mk., Ketzin 6,80
3,50 Mk., Rodewich 15,25 Mk., Mühlhauſen i.
be 7 Mk., i 10,50 Mk., Michendorf 280

et
i

36,76 Mk. Witteni. Ceüe
Mk., Sorau 14 arel 78,75 Mk., Mk., Bee50 Mk. Angermünde 7 Mk., Landsberg 10 Mk. Bieſenthal

Mk., Schönebeck 78,75 Mk., Gaſſen 10,50 Mk. 7 Mk.Se 8180 Mk. Hannover 74 Mk. Kaſſel 86,75 Mk. Kiel 446,50 M.
eidemühl 28 Mk., Eberswalde 56 Mk., Kottbus 7 Mk., Freien

in der Regierung glaubte es nicht mal der Parteitag ſo ganz. walde 3,85 Mk. Ziehain 15 Mk., Lautawerk 10,50 Mk. Straußberg
S 3,70 Mk., Neuſtadt 14 Mk., Oſtpreußen 853,45 Mk., Görlitz 7 Mk.,Und da hatte er nicht unrecht. Denn, wenn Wiſſell e Götensleben 10,50 Mk., r 2,10 Mk., Zehdenick 4,20 Mk.

muß, ſo nicht deshalb, weil er zu wenig Sozialismusdern deshalb, weil die Regierung en reinen Kapitalismus
wiederherſtellen will.

Auch der falſche Sozialismus Wiſſells iſt jetzt averiäütworden. Der Friede iſt geſchloſſen, der Kapitalismus fühl e
wieder frei. Dank der Politik der Rechtsſozialiſten hält ſich das
Bürgertum für ſtark genug, ſeine herrſchende Stellung in der
Produktion, befreit von den Hemmungen der Staatsaufſicht und
den Einſchränkungen der Kriegswirtſchaft, wieder einzunehmen.
Herr Wiſſell, der in der erſten Zeit die nützliche Funktion
hatte, die rechtsſozialiſtiſche Arbeiterſchaft zu täuſchen und hin-
zuhalten, iſt jetzt ein Hemmnis für die Kapitaliſten geworden.
Und ſo muß er gel. fortgeſchickt aus einer Regierung, in der die
Rechtsſozialiſten die 2widrittelmehrheit beſitzen, aber das Kapi-
tal die Diktatur. Er mubsb gehe weil das Kapital es will und
weil die Rechtsſogzigliſten oeſſen geborene Knechte geworden ſind.

Wiſſells Rücktritt iſt ſo ein Zeichen, wie mächtig die Kapitals-
intereſſen geworden ſind. Er beweiſt der Arbeiterſchaft, daß der
Klaſſenkampf zwiſchen Kapital und Arbeit erſt noch mal auszu-fechten iſt. Er zeigt den rechtsſozialiſtiſchen Arbeizern, daß hre

Führer den Sozialismus preisgeben, daß ſie nicht die Jntereſſen
der Arbeiterklaſſe, ſondern die des Kapitals vertreten. Er zeigt,
daß die rechtsſozialiſtiſche Partei ihren Namen zu
Unrecht führt, daß ſie aufgehört hat, ſozialiſtiſch zu
ſein. Die Arbeiterklaſſe hat heute nur mehr eine Partei, der
e forgen kann. Die Unabhängige Sozialdemokratie wird das
Zanner, das den verräteriſchen Händen entfallen iſt, zum Siege

zu führen wiſſen.

Bleibt Wiſſell
Zu der in der Preſſe lebhaft erörterten Frage, wer wohl Wiſ-

ſells Nachfolger werden könnte, bemerkt der Vorwärts:
„Es muß erneut darauf hingewieſen werden, daß bis jetzt nicht ein-
mal ein Abſchiedsgeſuch des Miniſters vorliegt.“

Demnach iſt es alſo einſtweilen nur die „Planwirtſchaft“ Wiſſells,
die „verabſchiedet“ wurde. Man ſollte meinen, daß damit eigentlich
auch ihr „Erzeuger“ „erledigt“ ſein ſollte. Aber die regierungs-
ſozialiſtiſchen Miniſter ſcheinen ihre eigene Auffaſſung über
varlamentariſche Konſequenzen zu haben. Jm übrigen: ob
Wiſſell geht oder bleibt, das beeinträchtigt die zutreffende Beurtei-
lung der Dinge durch den vorſtehenden Aufſatz in keiner Weiſe.

Der ſächſiſche Bergarbeiterſtreik beendet.

Berlin, 10. Juli. (W. T. B.) Der Streik im Lugau
ODelsnitzer Steinkohlenrevier und im Zwickauer
Revier iſt beigelegt. Jn Zwickau iſt heute früh die Arbeit
wieder aufgenommen worden. Jn Lugau-Oelsnitz ſollte ſie heute
mittag wieder aufgenommen werden. Der Streik hat, wie bereits
gemeldet wurde, trotz ſeiner kurzen Dauer ſchwere Folgen aus
gelöſt. Der Güterverkehr mußte wegen des Kohlenmangels ein-
geſtellt werden und die Einſtellung des Perſonenverkehrs ſtand für
Freitag abend bevor. Nach der Arbeitswiederaufnahme in den
Bergwerken wird der Güterverkehr vorausſichtlich bald wieder in

Fluß kommen und die Einſtellung des Perſonenverkehrs wahrſchein
lich vermieden werden können.

Der gefährliche Eichhorn.
Der Unterſuchungsausſchuß der Preußiſchen Landesverſammlung

ſetzte heute die Vernehmung des Genoſſen Eichhorn fort. Fragen
und Antworten führten wiederholt zu lebhaften Ausein-
anderſetzungen, an denen ſich auch die Regierungsvertreter
Geheimrat Doyé und Erſter Staatsanwalt Weißmann beteiligten.

Der Vorſitzende teilte ſodann mit, daß der Reichswehrminiſter
erklärt habe, das Freigeleit für Eichhorn unter keinen Umſtänden
über das Ende dieſer Woche hinaus verlängern zu wollen. Der
Ausſchuß beſchloß daher, nachdem Polizeioberſt Fröhlich in An-
weſenheit Eichhorns vernommen worden fwar, in einer Abendſitzung
zunächſt Eichhorn weiter zu befragen. Die anderen Zeugen ſollen
dann ohne Anweſenheit Eichhorns vernommen werden, und, falls
es erforderlich erſcheint, wird der Ausſchuß zur Gegenüberſtellung
der Zeugen und Eichhorns ſpäter noch einmal Freigeleit für ihn
beim Reichswehrminiſter beantragen.

Deutſch ruſſiſche Wirtſchaftsverbindung.
Nach und nach geht auch bürgerlichen Kreiſen ein Licht auf, daß

es beſſer iſt, mit dem „bolſchewiſtiſchen“ Rußland in ein friedliches
Verhältnis zu gelangen, als in blinder Wut darauf loszuſchlagen.
Wie in den Handelsteilen bürgerlicher Blätter berichtet wird, be
abſichtigen die zentralen wirtſchaftlichen Verbände demnächſt einen
Schritt bei der Regierung zu tun, um „die beſchleunigte Wieder-
aufnahme der wirtſchaftlichen Verbindung zu Rußland zu unter-
nehmen.“

Es dämmert alſo. Man entſinnt ſich, daß die ſchweren Friedens-
bedingungen der Entente Deutſchland um ſo feſter an Rußland
ſchmieden. Tas hyſteriſche Kampfgeſchrei gegen das kommuniſtiſch
regierte Rußland erfährt dadurch einen gewaltigen Dämpfer.
Rußland war ſchon vor dem Kriege ein guter Abnehmer deutſcher
Induftrieprodukte. Unter den Ländern, die Metall und Metall-
erzeugniſſe nach Rußland einführen, nahm Deutſchland die erſte
Stelle ein. Allein Lokomotiven, Waggons und landwirtſchaftliche
Maſchinen wurden nach Rußland jährlich für 350 Millionen Rubel
eingeführt. Wenn man Deutſchland mit den beiden anderen
Lieferanten Rußlands, Großbritannien und den Vereinigten
Staaten vergleicht, ſo iſt der Prozentſatz der Einfuhr von Metallen
und Metallerzeugniſſen 1913 17 v. H. aus Deutſchland, 3 v. H. aus
England und 12 v. H. aus den Vereinigten Staaten; ſelbſt für
1914 hatte ſich das Bild noch nicht weſentlich verſchoben und erſt
1015 bemerken wir das Anwachſen der engliſchen und amerikani-
e Einfuhr. Deutſchland wiederum braucht Agrarprodukte von
Rußland. Nach der Losreißung wichtiger „öſtlicher Gebiete mehr
denn je. Beide Länder können ſich alſo außerordentlich glücklich
ergänzen. Außerdem werden auch die Valutaverhältniſſe dem
Handel mit Rußland förderlicher ſein, als dem mit den Weſt-
mächten. Daß all das während all der Revolutionsmonate ver-
kannt und die wahnſinnige Kriegspolitik fortgeſetzt werden konnte,
iſt uns ein Beweis mehr dafür, wie wenig auch im „neuen Deutſch
Iand“ Volksintereſſen und Regierungspolitik in Einklang ſtehen.

Aus der Partei.
Quittung.

eit vom 2. Mai bis 8. Juli gingen bei der ZentralkaſſeJn der
der U. S. P. folgende Beträge ein:

hee 8 Mk., Fulda 15 Mk., Kaſſel 37 Mk., Stettin 148,20 Mk
Mü
RheinberSerrg v 6,50
Wielefeld

lhaufen i. Th. 37,70 Mk., Roſtock 24,35 Mk., Dudweiler 37 Mk.
7 Mk., Plauen 10 Mk., Markendorf 1.40 Mk., Eiſenach
Halberſtadt 142 Mk., Tönning 35 Mk., Dortmund 44 M.k., Magdeburg 388 zuk, Brandenburg 21 Mk.,Wriegzen Mt.78,76 Mk. 8,75 Jüterbog 1,76 Mk., Finſter

Steinfurth 7 Mk., Lemgo 11,10 Mk., Eilenburg 28 Mk., Görlitz 81,50
Mark, Dresden 140 Mk. Varel 17,50 Mk. Landeshut 28 Mk. i
nitz 8,50 Mk., Kiel 705 Mk., Grünberg 45,50 Mk., Erfurt 288
Mannheim 385,50 Mk., Wismar 7 Mk., Hoyerswerda 7 Mk., Bremen
1272,58 Mk., Berlin 18 908 Mk., Pirna 380 Mk., Osnabrück 23,40
Mark, Graudenz 88,80 Mk., Leipzig 12 780 Mk., Hof i. B. 491,52 Mk.,
Waſſerkante 5044,50 Mk., Königshütte 40 Mk. Markendorf 4485
Mark. Lieſenthal 495 Mk., Dresden 944,42 Mk., Forchheim 3.55 Mk.,
Tönning 62 Mk., Borna 590 Mk., Neu-Ruppin 12 Mk., Nürnberg
663,08 Mk., Wriezen 3,20 Mk., Finſterwalde 20 Mk., Bralitz 8 Mk.,
Bielefeld 84,36 Mk., Reuß ä. L. 447,30 Mk., Senftenberg 24,70 Mk.,
Michendorf 8,40 Mk., Beelitz 5,50 Mk., Prenzlau 25,05 Mk., Anger-
münde 15 Mk., Pommern 766,78 Mk., Senftenber
Schneidemühl 60 Mk., Leutewerk 16,96 Mk.,
Lemgo 46 Mk., Görlitz 835 Mk., Ketzin 31,56 Mk., Baden 98,04 Mk.,
Steglitz 16,80 Mk., Gr.-Dölln 30 Mk., Landeshut 18,10 Mk., Lieg-
nitz 25 Mk., Eberswalde 584 Mk., Bromberg 83,04 Mk., Roſemann
111,20 Mk., Brandenburg 114,70 Mk., Halle 359,80 Mk., Havelberg
23,62 Mk., Wittenberge 129,.78 Mk., Guben 23,50 Mk., Hoyerswerda
14,10 Mk., Kottbus 41,25 Mk., Halle 1581,25 Mk., Württemberg
930,04 Mk., R. 4 Mk., St. 1,55 Mk., W. 20 Mk., L. 5,75 Mk., Sch.
2,10 Mk., T. u. K. 6,60 Mk.. V. 13 Mk., M. 3 Mk., S. 1050 Mk., Eiſen
feſt 1000 Mk., Fraktion der Preußiſchen Landesverſammlung 1000
Mark, Fraktion der Deutſchen Nationalverſammlung 1000 Mk.,
Elbing 3000 Mk., Liſte 14 905 80 Mk., Markendorf 6,60 Mk., Liſte
14 903 34,20 Mk., Rheinberg 42,40 Mk., Löwenberg 33,60 Mk., Wil
helmshaven 355,50 Mk., Landeshut 85 Mk., Erfurt 700 Mk., Peters-
waldau 8,50 Mk., Oſtſachſen 400 Mk., Liſte 14 906 32,50 Mk., Wil
helm shaven 700 Mk., Guben 65 Mk., Peine 337,25 Mt., Oſtſachſen
300 Mk., Oſtſachſen 350 Mk., Bieſtritz Wittenberge 385,20 Mk.,
W. 74,40 Mk., Düſſeld. Volkszeitung 40 Mk., Bart 10 Mk.,D., Nowawes. 300 Mk., Weiſer 41 Mk., L. D. 10 Mk., Wilhelms-
haven 701,50 Mk., Berlin IV 1430,50 Mk., S. 25 000 Mk., L. D.

5 Mk., Zeitung für das Vogtland 50 Mk., Leipz. Volkszeitung
81 Mk., Rückzahlung 2,50 Mk.

Berlin, den 8. Juli 1919.

84,55 Mk.,

Hermann Radtke.
NB. Es wird gebeten, bei Geldſendungen die perſönliche Adreſſe
des Unterzeichneten zu wählen und auf dem Abſchnitt ſtets an
zugeben, für welchen Zweck der Betrag beſtimmt iſt.

Deutſche Nationglverſummlung.

53. Sitzung vom 10. Juli, 3 Uhr.
Die zweite Beratung des Verfaſſungsentwurfs

wird fortgeſetzt beim 7. Abſchnitt (Rechtspflege). Zu Artikel 101,
wonach die ordentkliche Gerichtsbarkeit durch das Reichsgericht und
die Gerichte der Einzelſtagaten ausgeübt wird, die Richter unab
hängig ſind und nur dem Geſetz unterworfen, verlangt ein An-
trag der Unabhängigen

die Einführung von Volksgerichten,
die nach dem Reichstagswahlrecht gewählt werden und denen auch
die Soldaten unterworfen ſind. Militärgerichte und Auslands
gerichte ſollen nach dem Antrage verboten ſein.

Abg. Henke (U. S. P.) befürwortet dieſen Antrag. Noch niemals
iſt die Juſtiz rückſichtsloſer als Mittel zur Unterdrückung un-
bequemer Richtungen ausgenutzt worden als heute. (Zurufe rechts.)

Wenn an einzelnen Orten von revolutionärer Seite in etwas
drakoniſcher Weiſe Juſtiz geübt worden iſt, dann haben dieſe Revo-
lutionäre nur von einem Mittel Gebrauch gemacht, daß Sie (nach
rechts) ihnen erſt in die Hand gegeben haben. (Gelächter.) So-
lange 9 Standes- und Ausnahmegerichte
noch beſtehen, (Abg. Meyer ruft: Blutgerichte!) werden Juftizmorde
immer wieder vorkommen, wie ſie an Leviné und anderen verübt
worden ſind.

Staatskommiſſar Dr. Preuß Das rein politiſche Reichs
tagswahlrecht iſt alles eher als geeignet, eine von allen nicht zur
Rechtspflege gehörigen Einflüſſen freie Juſtiz zu ſchaffen. (Zu-
ſtimmung). Was eine Verfaſſung überhaupt tun kann, um die
Grundlagen für eine gute Juſtiz zu ſchaffen, das iſt hier verſucht.
Durch Auslieferung der Gerichte an die Leidenſchaft der politiſchen
Wahl wird dieſes Ziel ſicher nicht erreicht. (Beifall.)

Abg. Dr. Heinze (DVp.): Alles kommt auf die Ausbildung
der Richter an. Durch die Wahl aber wird keine vernünftige Aus
bildung der Richter gewährleiſtet. Der Richter kommt dadurch unter
die Herrſchaft der Parteien und verliert die Unabhängigkeit, die
Grundlage des deutſchen Staatslebens.

Abg. Warmuth (Dn.) ſpricht ſich gegen die Wahl der Richter
aus, die ihre Unabhängigkeit aufs ſtärkſte gefährden würde.

Abg. Katzenſtein (Soz.): Wir können dem Antrag nicht zu
ſtimmen, denn hier ſollen Richter auf Grund des Reichstagswahl
rechts gewählt werden. Mit ſeinen Ausführungen über die Klaſſen-
juſtiz hat der Abg. Henke allerdings recht. Berufsrichter und
Volksrichter müſſen zuſammenwirken. Das geeignete Element
können wir gewinnen durch zweckmäßigen Ausbau der ſtaatsbürger
lichen Erziehnung, durch rechtskundliche Aufklätung möglichſt breiter
Maſſen. (Beifall.) Ueber das Syſtem der zu Richtern gewählten
Laien werden wir bei dem neuen Gerichtsverfaſſungsgeſetz Anträge
einbringen.

Abg. Dr. Ab laß (Dem.): Die Rechtſprechung der Zukunft ſoll
gegründet ſein auf dem Glauben an die Demokratie, gegen die
allerdings die Unabhängigen im Kampfe ſtehen. Demokratie, die
Achtung vor allem, was Menſchenantlitz trägt, die Achtung auch vor
der Meinung der anderen, wird fortan die ſicherſte Grundlage für
unabhängige Volksrichter ſein. (Beifall.)

Abg. Henke (U. S.): Herr Katzenſtein hat in dieſem Punkte wie
in ſo vielen anderen das Erfurter Programm auf-
gegeben. (Sehr richtig! b. d. U. S.) Die Demokratie des Herrn
Ablaß iſt nichts als ver h üllter Kapitalismus. Parteien
im heutigen Sinne wird es im ſozialiſtiſchen Staate nicht mehr
geben, alſo auch keine Abhängigkeit der Richter von den Papteien.

Abg. Katzenſte in (Soz.): Dem Voredner könnte ich zunächſt
erwidern, daß Programme nicht nötig ſind. (Aha! b. d. U. S.) Um
übrigen haben gerade Sie (zu den U. S.) den wichtigſten Grundſatz
der Demokratie, das allgemeine Wahlrecht, ſchon längſt zum alten
Eiſen geworfen. Weiter aber ſteht im Erfur ter Programm kein
Wort davon, daß die Richter auf Grund des Reichstagswahlrechts
gewählt werden ſollen.

Abg. Dr. Riſſer (D. Vp.): Kein Volk auf der ganzen Welt
verfügt über ſo unparteiiſche Richter als das deutſche; bewußte
Klaſſenjuſtiz wird jedenfalls von unſeren Richtern nicht getrieben.
Widerſpruch b. d. Soz.) Das zeigt die Freiſprechung Ledebours.

(Beifall rechts.) 4Abg. Henke (U. S.): Selbſt mehrheitsſozialiſtiſche Blätter, wie
zum Beiſpiel das Hamburger Echo, nehmen in der Beurteilung
unſerer Forderungen einen anderen Standpunkt ein als Katzen
ſtein.

Abg. v. Brentano (Zentr.) nimmt den Richterſtand gegen die
Vorwürfe des Abg. Henke in Schutz. Bei einem mehr als mäßigen
sinkommen und bei einem arbeitsreichen Leben haben die deutſ hen
Richter bis jetzt ihr Amt objektiv ausgeübt. (Lebhafter Beifall.)

Artikel 101 wird unter Ablehnung des Antrags der Unabhängi-
jen angenommen, ebenſo Artikel 102 Ernennung der Richter auf
Lebenszeit),

i rei er.
bean

ötensleben 100 Mk.,

Artikel 10s mmnt, daß Ausnahmegerichte unſtatthaft ſind.
Niemand darf ſeinem geſetzlichen Richter entzogen werden. Die

ichen über und Standgerichtewerden hiervon nicht berührt. Nach Artikel 104 iſt die Militär-
gerichtsbarkeit aufzuheben, außer für Kriegszeiten. Das Nähere
regelt ein Reichsgeſetz. Die Unabhängigen beantragen Strei-
chung dieſer Artikel. Die Sozialdemokraten (Auer und Genoſſen)

agen: „Die Militärgerichtsbarkeit i ſt aufgehoben.“ Eine
t hlighung des Ausſ es fordert die Einbringung eines Ge
ſetzes über Aufhebung der Militärfuſtiz mit größter Beſchleu
nigung. Gröber (Zentr.) befürwortet einen Antrag, wonach die
militäriſchen Ehrengerichte V ſind. Jn Artikel 4 ſoll
eingeſchaltet werden, daß die Militärgerichtsbarkeit auch für die
Verhältniſſe an Bord beſtehen bleibt. Die Nationalverſammlun
müſſe erklären, daß ſie keine Behörde mehr haben will, die au
Beibehaltung des Duells achte.

Preußiſcher ceneriſer Reinhardt: Da beabſichtigt iſt,
eine Diſgiplinarkammer für das Heer einzurichten, erſcheint es
e die Aufhebung der Militärehrengerichte nicht in das Ver
faſſungswerk hineinzu bringen. Die Aufhebung der Militär-
ehrengerichte hat ſchließlich nur noch geſchichtlichen Wert.

Wehrminiſter Noske: Es iſt unmöglich, die Militärgerichts
barkeit ſofort Ditpihehen Wird der Kommiſſionsbeſchluß an
genommen, ſo wird ein entſprechendes Geſetz möglichſt beſchleu
nigt werden. Jnnerhalb acht Tagen die Militärgerichtsbarkeit auf
uheben, iſt eine glatte Unmöglichkeit, denn dadurch müßten alle

jetzt ſchwebenden Fälle an die Zivilgerichte überwieſen werden,
wodurch eine außerordentliche Verſchleppung zum großen Nachteil
der Angeklagten entſtehen würde. Die Regierung verſichert, daß
die Uebergangszeit ſo kurz wie blick bemeſſen ſein ſoll.

Abg. Falk (Dem.): Wir ſind gegen jedes Ausnahmever
fahren. Die Militärehrengerichte, von denen zu viel Weſen ge
macht wird, brauchen wir nicht erſt durch die Verfaſſung zu be
ſeitigen. Wenn die Regierung erklärt, ſie könne die Militär
gerichte vorläufig nicht entbehren, ſo müſſen wir bei dem Kom
promiß bleiben.

Die Abgg. Graefe (Dn.) und Dr. Graf zu Dohna (D.
Vp.) treten für Aufrechterhaltung der Militärgerichtsbarkeit ein.

Abg. Davidſon (Soz.): Die Kriegsgerichte ſind Ausnahme
gerichte und paſſen nicht mehr in unſere Zeit.

Abg. Dr. v. Delbrück (Dn.): Jch warne namentlich vor der
Beſeitigung der militäriſchen Ehrengerichte. Das wäre ein Aus
nahmegeſetz gegen den Offizierſtand.

Abg. Dr. Cohn (U. S.): Gerade die Wirkſamkeit der Militär
gerichte ſeit dem Abſchluß des Waffenſtillſtandes beweiſt die Not
wendigkeit ihrer Aufhebung.

Jn der Abſtimmung wird Artikel 108 mit dem Antrag Gröber
auf Aufhebun der militäriſchen Ehrengerichte angenommen.Der Antrag röber wegen Aufrechterhaltung der Hiritärgerichte-

barkeit an Bord wird durch Auszählung mit 124 gegen 100 Stim
men angenommen. Mit dieſer Aenderung wird Artikel 104 an
genommen, ebenſo die Entſchließung des Ausſchuſſes.

Damit iſt der Abſchnitt der Rechtspflege erledigt.
Hierauf vertagt ſich das Haus.

Nächſte Sitzung Freitag 1410 Uhr.
Anfragen und Verfaſſung.

Schluß 148 Uhr.

Der Prozeß gegen den Roten
Soldatenbund.

Unter der Auklage der Geheimbündelei.

Noch ſind wir mit dem Trauerſpiel der Spartakusprozeſſe nicht
zu Ende. Faſt täglich werden Perſonen, die niemals mit dem
Strafrichter in Konflikt gekommen ſind, reife Männer der Arbeit,
Angehörige der proletariſchen Jugend und junge Jdealiſten bür
gerlicher Abkunft, die ſich der radikalen Arbeiterbewegung an
geſchloſſen haben, wegen politiſcher Handlungen von ihren haß
erfüllten Gegnern als gemeine Verbrecher in die Gefängniſſe ge-
ſteckt. Noch ſtehen wir unter dem Eindruck des Ledebourprozeſſes,
der nach einem ſchweren Ringen, das reich an dramatiſchen Höhe
punkten war, mit einem Sieg der Wahrheit und des Guten und
einer kläglichen Niederlage der Anklagebehörde und ihrer Auftrag-
geber endete. Nun folgt gleichſam als Satireſpiel ein Prozeß
wegen Geheimbündelei gegen eine Vereinigung, die ſich offiziell
über das ganze Reich erſtreckte, die ungefähr 80 000 Mitglieder
umfaßte, die eine eigene Zeitung hatte, die öffentlich verkauft
wurde und zu deren Verſammlungen durch öffentliche Zeitungs
annoncen eingeladen wurde. Es war der Staatsanwultſchaft der
Ebertiniſchen Aera vorbehalten, zwei wirkliche Mitglieder unter
den 80 000 herauszugreifen und neben dreizehn Nichtmitgliedern
als Verſchwörer gegen die Staatsregierung auf die Anklagebank
zu bringen. Wenn Lächerlichkeit töten würde, ſo könnten Staats
anwalt Zumbroich und die hinter ihm ſtehenden Monatsgrößen
des heutigen korrupten Regimes nach der Niederlage im Ledebour
prozeß die geradezu klägliche Blamage nicht überſtehen, aber in der
ſchlechteſten aller politiſchen Verfaſſungen, in der Willkürherrſchaft.,
einer durch die Revolution beleidigten, aber nicht beſeitigten, ſon
durch die Gegenrevolution unter dem Schutze einer Militärkama-
rilla ſchrankenlos ſchaltenden Bureaukratie haben die Herrſchaf-
ten für den Augenblick nichts Ernſtliches zu befürchten.

Das Empörendſte iſt, immer wieder feſtſtellen zu müſſen, auf
Grund welcher haltloſen Beſchuldigungen Perſonen in Unter
ſuchungshaft genommen werden, von der Schutzhaft zu ſchweigen.
Die Anzeige eines Spitzels genügt, um unbeſcholtene Perſonen
auf Monate in das Gefängnis zu bringen, unbekümmert, ob der
Ernährer ſeiner Familie entzogen wird. Die innere Haltloſig
keit eines ſo unſittlichen Syſtems wird auch zu ſeinen baldigen
ſchmachvollen Ende führen müſſen. Dieſe Gewißheit muß dem
Proletariat die Ruhe und Selbſtbeherrſchung geben, ſich durch
nichts provozieren zu laſſen und auf ſeine Stunde zu warten.

3

Vor der Strafkammer des Landgerichts Iin Berlin unter
dem Vorſitz des Landgerichtsdirektors Weigert begann am Dienstag
der Prozeß gegen 15 Perſonen, welche am 15. Februar in einer Ver
ſammlung des Roten Soldatenbundes feſtgenommen ſind.
Angeklagt ſind: 1. der Werkzeugmacher Fröhlich als Hauptbeſchulddigter, J ter Kunſtmaler Schwalbe, 3. der Friſeur Meyer, 4. der
Klempner Seifert, 5. Händler Luft, 6. Hausdiener Teichmann, 7. Kauf
mann Mahn, 8. Handelsmann Keßler, 9. Kellner Jahn, 10. Arbeiter
Schwenſki, 11. Schlächter Urban, 12. Arbeiter Hiß, 13. Damen-
ſchneider Surdyk, 14. Kontoriſt Boſk, 15. Arbeiter Mahlitz. Die An
klage, die von Staatsanwalt Zumbroich vertreten wird, die Teilnahme
an einer Verbindung, vor deren Daſein, Verfaſſung oder Zweck vor
der Staatsregierung geheim gehalten werden ſoll und zu deren Zwecken
es gehört, Maßregeln der Verwaltung oder die Vollziehung von Ge
ſetzen durch ungeſetzliche Mittel zu verhindern oder zu entkräften.
Die Angeklagten werden von den Rechtsanwälten Dr. Roſenfeld,
Dr. Weinberg und Dr. Theodor Liebknecht verteidigt. Es kommt
durch die Verteidiger zur Sprache, daß die Staatsanwaltſchaft einen
Teil des beſchlagnahmten Beweismaterials weder dem Gericht noch
der Verteidigung vorgelegt hat. Staatsanwalt Zumbroich verſucht
die Sache als ein Verſehen des Sekretariats darzuſtellen, in die Enge
getrieben, verzichtet er auf das Material. Rechtsanwalt Dr. Lieb
knecht erwähnt bei dieſer Gelegenheit, daß die Staatsanwaltſchaft im
Franeugefängnis hat Akten verbrennen laſſen. Jn ſeiner Ver
nehmung gibt Fröhlich nunmehr an, daß er als Kriegsbeſchädigter
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Roten Soldatenbundes der Rote Soldat. Die Zeitung erſchien drei-
mal wöchentlich. Der Bund beſaß ein öffentliches Bureau, drei
Schilder am Hauſe machten die Geſchäftsſtelle kenntlich. Die Ziele
und Zwecke des Roten Soldatenbundes waren die Sicherung der
revolutionären Errungenſchaften. Es war ein Kriegerverein auf der
modernen Baſis der Revolution. Zur Gründung hat Karl Liebknecht
die Anregung gegeben. Der erſte Vorſitzende des Bundes war der
Genoſſe Karl Lubuſch, der nach der Vorwärtserſtürmung in der
Dragonerkaſerne auf ſo furchtbare Art ermordet worden iſt. Der
Rote Soldatenbund wollte die Vorbereitungen zur Schaffung einer
Roten Armee treffen, die unter einer rein ſozialiſtiſchen Regierung
an die Stelle der Freiwilligenkorps treten ſoll. Dr. Leviné hat dem
Bunde nicht angehört. Mit der Auflöſung der alten Heeresverbände
hat der Bund ſeine Daſeinsberechtigung verloren. Er iſt vor vierzehn
277 aufgelöſt worden.

Vorſitzender: Der Bund ſoll militäriſch organiſiert geweſen
ſein. Die Mitglieder ſollen bei der Aufnahme gefragt worden ſein,
mit welcher Waffe ſie ausgebildet worden ſeien. e h Wir
hatten vom Polizeipräſidenten Eichhorn den Auftrag erhalten, für die
Sicherheitswehr Mitglieder der Unabhängigen und der Kommuniſtiſchen
Partei zu werben, die gemeinſam mit den Rechtsſozialiſten eine Truppe
bilden ſollten. Wir mußten die Leute nach ihrer Waffenausbildung
und nach ihren Vorſtrafen fragen. Rechtsanwalt Dr. Roſenfeld:
Eichhorn handelte im Namen der Regierung, das iſt wohl ſehr weſent
lich. Fröhlich gibt noch an, daß er an den Kämpfen der Spartakus
woche nicht teilgenommen habe. Rubuſch war im Vorwärts als
revolutionärer Obmann, welche Funktion er ſchon vor der November
revolution inne hatte. Nachdem die Regierungstruppen das Bureau
des Roten Soldatenbundes verwüſtet, die Möbel geſtohlen und an
die Mieter des Hauſes verkauft hatten, habe er ſich an den Hauswirt
gewandt, der die Rückgabe der Möbel mit einer Anzeige wegen
Hehlerei zu erzwingen verſuchte. Er habe vor aller Oeffentlichkeit

ehandelt; auch das Telephon des Bundes war auf der Poſt auf denKamen des Roten Soldatenbundes beſtellt. Wie „geheim“ der Bund
der Regierung war, gehe daraus hervor, daß ſich Miniſter Haeniſch
verſchiedentlich die Zeitung des Bundes verſönlich geholt hat.

Jn der Sitzung am Mittwoch wurde die Beweisaufnahme
geſchloſſen. Es erhält Herr Staatsanwalt Zumbroich das Wort.
Trotz der völlig mißlungenen Beweisführung will er die Anklage
wegen Geheimbündelei aufrecht erhalten. Es ſei zwar das Beſtehen,
nicht aber der Zweck und das Ziel des Roten Soldatenbundes der
Regierung bekannt geweſen. Für Hiß beantragt er Freiſprechung,
für Fröhlich 8 Monate, für Meyer 4 Monate und die übrigen
Angeklagten 8 Monate Gefängnis und Anrechnung eines Teiles der
Unterſuchungshaft. Beim Strafmaß käme die Gefährlichkeit der
Organiſation und die Wirkung auf die Oeffentlichkeit in Betracht.

Rechtsanwalt Dr. Weinberg: Wir Verteidiger können uns auf
keinen Prozeß beſinnen, bei dem derartige prozeſſuale Anormalien
vorgekommen ſeien. Noch nie wäre bei einem Geheimbundprozeß
Unterſuchungshaft verhängt worden. Jn den Akten ſei von den Zeugen
als von A., N. N. uſw. geſprochen, wodurch die Zengen für die Ver
teidiger nicht erkenntlich waren und dieſe zu ihren Ausſagen nicht
Stellung nehmen konnten. Der einzige weſentliche Anklagepunkt ſei
der wegen Aufſtellung von Liſten über militäriſche Einteilung. Dieſe
ſeien wahrſcheinlich das einzige Moment für die Unterſuchungshaft
geweſen. Sie aber ſeien verſchwunden. Auch die beabſichtigte Gründung
einer Roten Armee könne den Angeklagten nicht zum Vorwurf
gemacht werden, denn der. Vollzugsrat habe am 12. November das-ſelbe verlangt. Er erwarte aus den angeführten Gründen Freiſprechuug
ſämtlicher Angeklagten.

Rechtsanwalt Liebknecht: Das Ausſchlaggebende ſind, wie mein
Mitverteidiger Dr. Weinberg ſchon anführte, die Flugblätter, aus
deren Jnhalt der angeblich geheimgehaltene Zweck des Bundes her
vorgeht. Alles übrige ſind Unterſtellungen, beſonders die Behauptungen
über Bewaffnung des Roten Soldatenbundes und die Pläne der
K. P. D. mit Hilfe des Bundes einen Putſch zu veranſtalten.
Nach kurzer Beratung verkündet der Vorſitzende die Frei-
ſprechung der ſämtlichen Angeklagten, da Ziele und Zwecke
des Roten Soldatenbundes nach Anſicht des Gerichts nicht geheim
gehalten werden ſöllten. Die Angeklagten werden auf Staatskoſten
l und die Haftbefehle gegen Fröhlich und Schwenski
aufgehoben.

Der Ausgang dieſes Prozeſſes zeigt, daß die Anklage gegen die
Mitglieder des Roten Soldatenbundes faſt noch jämmerlicher zu
ſammengebrochen iſt als die gegen den Genoſſen Lede-
bour. Auch nicht ein einziger der Angeklagten hat, ſo entſchied
das Gericht, ſich auch nur des geringſten Vergehens ſchuldig ge-
macht. Wer aber leichtfertig gehandelt hat, das war der
Miniſter Heine, der ebenſo wie im Falle Ledebour, in der
preußiſchen Landesverſammlung erklärt hatte, er habe den poſi-
t i. ren Beweis für eine Schuld des Roten Soldatenbundes in
Händen. Jn jedem wirklich parlamentariſchen Lande wäre ein
Miniſter nach einer ſolchen offenkundigen Lüge ganz unmöglich.

Beſonders intereſſant iſt es aber, daß dieſer Prozeß noch klarer
als der Ledebour-Prozeß den Beweis erbracht hat, daß die Re-
gierung mit Hilfe von Spitzeln und Provoka-
teuren ſelber zu den Unruhen der Märztage aufs ſtärkſte bei-
getragen hat.

Allerlei.
Ein frangzöſiſches Munitionslager flog in der m grger2 von

Saintes-Loubes in die Luft. deutſche Kriegsgefangene
wurden getötet und 12 ſchwer verletzt.

GG Canena

Halle und Saalkreis.
Halle, den 11. Juli 1919.

Der ſtädtiſche Haushaltsplan.
II.

Unſere Betrachtungen über den Haushaltsplan für 1918 ſtanden
noch in dem Zeichen der verheerenden Kriegspolitik. Der Kampf
galt damals vornehmlich dem Dreiklaſſenwahlrecht. Die Ge-
meindevertretungen zu wirklichen Volksvertretungen zu geſtalten,
darin ſahen wir unſere Aufgabe Wir ſchrieben damals: Die
Demokratiſierung im Staat dürfe vor den Gemeinden nicht Halt
machen. Denn eine wirkliche Demokratie iſt nicht nur die ſtärkſte
Friedensſicherung, ſie bietet auch die einzige Gewähr für eine ge-
rechte Verteilung der Kriegslaſten im Staate wie in den Ge
meinden. Die Novemberrevolution hat uns nun eine Demokratie
beſchert, die mit wirklicher Demokratie nichts gemein hat. Jm
neuen Haushalksplan iſt alles andere als eine gerechte Verteilung
der Kriegslaſten zu ſpüren. Wir wollen nun bei den einzelnen
Poſten die Wirkung des Krieges anführen.

Den 5098 805 Mk. Einnahmen aus dem ſtädtiſchen Grundbeſitz,
ſtehen 166 535 Mk. dauernde Ausgaben gegenüber. Entgegen dem
Voranſchlag von 1918 iſt das eine Erhöhung von 12 928 Mk. Der
Geſamtüberſchuß beträgt hier 422 270 Mk. Es wird Sache unſerer
Vertreter ſein, zu unterſuchen, ob die ſtädtiſchen Güter nicht end
lich in eigene Bewirtſchaftung genommen werden können. Für
die allgemeine Verwaltung ſind für 1919 die Einnahmen mit
136 000 Mk., die Ausgaben mit 4 262 700 Mk. berechnet, alſo um
2873 518 Mk. höher als 1918. An Zuſchuß ſind zu leiſten 4 126 700
Mark. Diefe Mehrbelaſtung iſt auf die Teuerungszulagen und die
erhöhten Löhne und Gehälter zurückzuführen. Es wird notwendig
ſein, einmal feſtzuſtellen, wie die einzelnen Beamten- und Ar-
beiterſchichten, der Zahl und der Entlohnung nach, daran beteiligt
ſind. So beträgt der Gehaltszuſchuß für Lehrer, Lehrerinnen und
Schulhausleute 990 000 Mk., ihre Teuerungszulage und Kriegs-
beihilfe 382 000 Mk. Jm ſtädtiſchen Waſſerwerk beträgt die Lohn-
ſumme 204 000 Mk., gegen 81 500 Mk. im Vorjahre und 61 743 Mk.
1917. Das iſt ein Mehr von 122 500 Mk. Die Löhne und Gehälter
im ſtädtiſchen Elektrizitätswerk ſind um 360 000 Mk. geſtiegen.
Die perſönlichen Verwaltungskoſten der Städtiſchen Straßenbahn
haben ſich um 109 417 Mk. erhöht; die Löhne im Grubenbetrieb“ des
Städtiſchen Braunkohlenwerks um 129 000 Mk. Die Ausgaben für
die Polizeiverwaltung ſind um 85 796 Mk. geſtiegen, von 1 195 400
Mark auf 1231 196 Mk. Der Geſamtzuſchuß erfordert 1 188 196
Mark. Es gibt in Halle zwei Polizei-Jnſpektoren, 17 Polizei
kommiſſare, 25 Oberwachtmeiſter, 256 Wachtmeiſter und einen
Polizeihilfsgefangenenaufſeher. Der Ordnungsſinn dieſer Be-
amtenſchaft hat ſich in den letzten Kriegsjahren und ſeit der Revo-
lution glängend bewährt. Während 1917 noch 12 Mk. für Ord-
nungsſtrafen der Polizeibeamten eingingen, iſt ſeither dieſes
Konto nicht erhöht worden.

Auch die Bildungs anſtalten erfordern einen ganz an
ſehnlichen Zuſchuß. Das Stadttheater iſt mit dem Voranſchlag
von 681 877 Mk. in den Etat eingeſtellt, das iſt ein Mehr von
523 747 Mk. Der Geſamtzuſchuß beträgt 187 077 Mk. Das
Muſeum erfordert 26 380 Mk. und der Zoologiſche Garten 98 388
Mark. An dem Armen- und Fürſorgeweſen iſt deutlich zu er-
kennen, wie ſehr die ſchlimmen wirtſchaftlichen Verhältniſſe die
Bevölkerung zwingen, ſtädtiſche Mittel zu beanſpruchen. Der
Voranſchlag iſt erhöht um 114 710 Mk., von 1338 095 Mk. auf
1452 805 Mk. Die Einnahmen betragen 240 805 Mk. Das um-
fangreichſte Kapitel im Haushaltsplan iſt das Schul und Bil-
dungsweſen. Es würde die Ausführungen zu weitläufig geſtalten,
auf die verſchiedenen Schulen einzugehen, mit welchen Summen
ſie am Etat teilnehmen. Das wird bei den Etatberatungen deut-
lich zum Ausdruck kommen. Für das geſamte Schulweſen ſind die
Einnahmen für 1919 mit 1 488 183 Mk. die Ausgaben mit 5 885 922
Mark berechnet, der Zuſchuß beträgt 4 598 498 Mk. Für das Bau-
weſen ſind 599 200 Mk. Ausgaben und 54 400 Mk. Einnahmen ein
geſtellt. Die werbenden ſtädtiſchen Unternehmen, Gas, Waſſer
und Elektrizitätswerke, unterliegen den Einflüſſen der jeweiligen
wirtſchaftlichen Verhältniſſe am ſtärkſten. Streiks, verminderte
Kohlenzufuhr, Erhöhung der Materialienpreiſe, das alles ſpiegelt
ſich in den Haushaltsplänen der angeführten Werke. An einigen
Gegenüberſtellungen läßt ſich das klar anführen. Aus der Ver-
wertung der Erzeugniſſe des Gaswerks, Gas, Koks und Schlacken,
Teer, Graphit, ſind 5 197 700 Mk. in Voranſchlag gebracht. Das
ergibt ein Mehr von 2275 200 Mk. Dem aber ſtehen 1 7890 800 Mk.
Mehrausgaben gegenüber, allein bedingt aus den Betriebsunkoſten,
Löhne, Gaskohlen, Stromverbrauch uſw. Allein die Ausgaben
für Gaskohlen ſind um 1367 000 Mk. geſtiegen, von 1 583 000 Mk.
auf 2900 000 Mk.

Die Städtiſchen Waſſerwerke zeigen die gleichen Erſcheinungen.
Auch hier ſind die Verwaltungsunkoſten um 87 893 Mk. geſtiegen.
Mehr eingeſtellt in den Etat ſind 414 700 Mk. Einnahme und
Ausgabe ſind gleich. Aehnlich verhält es ſich mit dem Elektrizitäts
werk. Sind die Betriebsunkoſten um 500 730 Mk. erhöht, ſo geht
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Selbſt wenn jemand leidenſchaftlich und unter Tränen einen
Weg ſuchte, ſeinen Lebensunterhalt zu erwerben und für ſeine
Familie zu ſorgen, ohne einen ſchwächeren Nebenbuhler zu ver-
drängen und ihm das Brot vom Munde wegzureißen, ſo war es
doch ſchwer, ja unmöglich, einen ſolchen Weg zu finden. Sogar
die Diener der Religion waren der närrkichen grauſamen Not-
wendigkeit unterworfen. Während ſie ihre Schäflein vor der Geld-
gier warnten, wurden ſie von der Rückſicht auf ihre Familie ge-
zwungen, ſtets den materiellen Lohn ihres Berufes im Auge zu
behalten. Die Aermſtenl! Sie hatten in der Tat eine ſchwere
Aufgabe: ſie ſollten den Menſchen Edelmut und Selbſtloſigkeit
predigen, während doch ſie wie alle damals wußten, daß bei den
beſtehenden geſellſchaftlichen Verhältniſſen jedermannn zur Armut
verurteilt war, der dieſe Tugenden üben wollte. Sie ſtellten für
die Lebensführung der Menſchen Geſetze auf, die zu übertreten
Gebot der Selbſterhaltung für jedermann war. Wenn dieſe wür-
digen Männer auf das unmenſchliche Schauſpiel rings in der Ge-
ſellſchaft blickten, ſo wehklagten ſie wohl über die Verderbtheit der
Menſchennatur, als ob in ſolch einer Teufelsſchule nicht auch
Engel hätten entarten müſſen! m meine Freunde, glauben Sie
mir, nicht jetzt, nicht in unſerem glücklichen Zeitalter erweiſt die
Menſchheit die ihr innewohnende Göttlichkeit. Nein, ſie hat ſie
vielmehr in jenen böſen Tagen bewieſen, wo ſelbſt der Kampf
aller gegen alle ums Daſein, jener Kampf, der Barmherzigkeit in
Torheit verkehrte, Edelmut und Güte nicht ganz von der Erde zu
bannen vermochte.

Es iſt nicht ſo ſchwer, die Verzweiflung zu begreifen, mit der
bei der wilden Jagd nach Geld Männer und Frauen einander be-
kämpften und zerfleiſchten, die unter anderen Verhältniſſen edel,
wahr und redlich geweſen wären. Wir müſſen uns vergegenwär-
tigen, was es damals hieß, Geld zu entbehren und die Folgen der
Armut zu leiden! Armut bedeutete für den Körper Hunger und
Durſt, die Qualen der Hitze und Kälte, keine Fürſorge und Pflege
in Zeiten der Krankheit, Arbeit ohne Ruh und Raſt in Tagen der
Geſundheit. Jn moraliſcher Hinſicht bedeutete ſie Unterdrückung,
Verachtung, geduldiges Ertragen von Schmach, Schande und Miß-
handlung, rohen Umgang von Jugend auf, Verluſt der kindlichen
Unſchuld, der weiblichen Anmut, der männlichen Würde. Für

den Geiſt bedeutete ſie Tod, das heißt Unwiſſenheit, Lähmung
aller Fähigkeiten, die uns von den Tieren unterſcheiden, Ernied-
rigung des Lebens zu einem Kreislauf körperlicher Vorgänge.

Ach, meine Freunde, wenn Jhnen nur die Wahl gelaſſen bliebe,
entweder mit Jhren Kindern ein Geſchick zu erleiden, wie ich es
eben beſchrieben habe, oder aber dem Reichtum nachzujagen, wie
man es im neunzehnten Jahrhundert tat: wie lange, meinen Sie
wohl, würde es dauern, bis Sie auf die Stufe der Moral Jhrer
Vorfahren hinabgeſunken wären?

Vor ungefähr zwei oder drei Jahrhunderten ward in Jndien
eine Tat der Barbarei verübt, und zwar unter ſo ungewöhnlich
ſchrecklichen Umſtänden, daß ſie wahrſcheinlich ewig unbergeſſen
bleiben wird, obgleich ihr nicht viele als Opfer gefallen ſind. Eine
Anzahl engliſcher Gefangener wurde in einen Raum ein-
geſchloſſen, der nicht einmal für den zehnten Teil von ihnen Luft
genug enthielt. Die Unglücklichen waren tapfere Männer, treue
Kameraden, aber als ſie zu erſticken drohten, vergaßen ſie in ihrer
Todesangſt alles. Es entbrannte ein entſetzlicher Kampf aller
gegen alle, denn jeder trachtete ſich einen Weg zu einer der engen
Oeffnungen zu bahnen, wo es allein möglich war, einen Atemzug
friſcher Luft zu erhaſchen. Es war ein Kampf, in dem Menſchen
zu Beſtien wurden. Die Erzählung ſeiner Schrecken durch die
wenigen Ueberlebenden erſchütterte unſere Vorfahren ſo gewaltig,
daß das entſetzliche Geſchehnis noch ein Jahrhundert ſpäter in
ihrer Literatur ein ſtehendes Beiſpiel für das höchſte körperliche
und moraliſche Elend blieb. Unſere Voreltern konnten ſchwerlich
ahnen, daß uns je als das treffendſte Bild ihrer eigenen Zeit das
„ſchwarze Loch zuKalkutta“ erſcheinen würde, mit ſeinem Gedränge
wahnſinniger Männer, die einander niederriſſen und zu Boden
traten, um einen Platz an den Luftlöchern zu erkämpfen. Und ſo
grauſig dieſes Bild iſt, es fehlt ihm doch noch ein Zug, um es ganz
zutreffend zu machen. Das „ſchwarze Loch zu Kalkutta“ umſchloß
keine zarten Frauen, keine kleinen Kinder, keine Greiſe und
Krüppel, es waren wenigſtens nur ſtarke Männer, die da litten.

Bedenken wir, daß die alte Ordnung der Dinge, von der ich
rede, bis zum Ende des neunzehnten Jahrhunderts geherrſcht hat,
während uns die ihr folgende neue Geſellſchaftsordnung alt
dünkt, weil bereits unſere Väter keine andere als ſie
haben. Wir können dann nicht umhin, über die Schnelligkeit zu
erſtaunen, mit der ſich ein Umſchwung vollzogen haben muß, der
einſchneidender war und wirkte als jeder frühere Emporſtieg der
Menſchheit. Wenn wir jedoch einen Blick darauf werfen, wie es

der Voranſchlag für Lager und Hausanſchlüſſe um 10 T
urück. Der Grund dafür liegt im Materialmangel undFuſenmeneruo gewerblicher Betriebe. Auch hier iſt der zu er

wartende Ueberſchuß um 58 430 Mk. geſenkt worden. Die Aus-
gaben belaufen ſich auf 2 968 370 Mk. Sie decken ſich mit den
nahmen. Der Haushaltsplan der Städiſchen Straßenbahn i
ſprungartig emporgeſchnellt: von 8 526 770 Mk. auf 6 733 850 Mk
alſo um 8207 080 Mk. Entgegen dem vorjährigen Ueberſchuß vom
172 500 Mk. ſind nur 17 850 Mk. eingeſtellt. Das Städiſche Braun
kohlenwerk kann nur 5100 Mk. als Gewinn buchen. 4Alle übrigen Kapitel des Haushaltsplanes anzuführen, iſt nicht

angängig, ſo viel auch über jedes einzelne Kapitel zu ſagen wäre
Sowohl das Jugendamt wie die öffentliche Geſundheitspflege wer
den ſicher für die nächſte Zeit größere Mittel erfordern. Die
völlige Unzulänglichkeit des Nahrungsmittel-Unterſuchungsamte
prägt ſich darin aus, daß für Geldſtrafen 2000 Mk. in Voranſchl
gebracht worden ſind. Angeſichts der geradezu zum Himmels
ſtinkenden Nahrungsmittelfälſchungen iſt das eine lächerlich
Summe. Daß wieder 5367 Mk. für das Kirchenweſen in dem E
verzeichnet ſind, trotz unſeres ſchärfſten Proteſtes, zeigt nur, wi
wenig ſich der Magiſtrat um die Forderungen der Allgemeinheit
kümmert. Hier werden unſere Vertreter alles aufbieten müſſen
damit dieſes Kapitel verſchwindet. Unter den Beiträgen an g
meinnützige Vereine uſw. findet ſich mancher Poſten, der heu
keine Geltung mehr hat. So ſind die 5000 Mk. für den h
feudalen Sächſiſch-Thüringiſchen Reiter- und Pferdezuchtverein
unbedingt zu ſtreichen. Ueberhaupt ſind die Zuwendungen an
gemeinnützige Vereine ſehr zweifelhaft. Mit ſolchen kleinen
Mitteln Jäßt ſich nur Flickarbeit verrichten. Die gemeinnühtige
Fürſorge hat von Reichs wegen zu erfolgen. Zuſammenfaſſend
gewährt dieſer Haushaltsplan für alle Kreiſe der Bevölkerung
einen trüben Ausblick. Es wird wohl der letzte ſein, den a
Magiſtrat nach alter Methode zuſammengeſtoppelt hat. Nach er
folgter Liquidierung wird die Arbeiterſchaft die Konkursmaſſe im
Jntereſſe der großen Mehrheit der Halliſchen Bevölkerung ver-
walten müſſen. Bis dahin aber wird alles verſucht werden müſſen,
die Laſten erträglicher zu geſtalten. Die Verſtadtlichung des
Straßenbaues, der Verkehrsmittel, des Wohnungsbaues, von Han
del und Gewerbe, muß ſofort eingeleitet werden. Auch hier iſt
aber nicht zu verkennen, daß der innere Wert der Verſtadtlichung
abhängig iſt von der allgemeinen Entwicklung im Reiche. Die
Schwierigkeiten der ſtädtiſchen Werke bei der Kohlenverſorgung,
Materialien uſw. zeigen das deutlich. Die Sozialiſierungsbeſtre
bungen der Reichsregierung ſind auf dem toten Punkte angelan
Wie in der Kommune, ſo iſt auch im Reich der totale Zuſammen
bruch nicht aufzuhalten. Der einzige Ausblick iſt der Sozialis-
mus, der mit zwingender Notwendigkeit die geſellſchaftlichen Ver S
hältniſſe aus dem kapitaliſtiſchen Joch freimachen und zur höchſten

Entwicklung bringen wird. b9

Erhöhung der Gaspreiſe und Waſſoergebühr. c
Der ſtädtiſche Haushaltsausſchuß begann in ſeinen

geſtrigen Sitzung mit der Beratung des Haushaltsplanes.
den vorher behandelten Anträgen bringt die Erhöhung der
Gaspreiſeundder Waſſerpreiſe den Halliſchen Bür-
gern eine neue nette Ueberraſchung. Es iſt auch hier die Schraube
ohne Ende, die durch die Kriegsurſachen und -wirkungen immer
ſchärfer, angezogen wird. Die bis ins Aſchgraue geſteigerten
Kohle iſe bedingen höhere Arbeitslöhne, die Betriebsunkoſten
wachſen, und die ganz „natürliche“ Folge davon iſt, daß die Koſten
der wahnſinnigen Preistreiberei auf die Verbraucher ab
ang werden. So treibt ein Keil den andern. Jm Jahre 1914
etrug der Preis für den Kubikmeter Gas 14 Pf. Er wurde 1618

auf 20 und 1919 auf 29 Pfennig erhöht. Um einen im Etat des
Gaswerks entſtandenen Fehlbetrag von 852 850 Mk. zu decken
macht ſich jetzt wiederum eine Erhöhung um 11 Pfennig für den
Kubikmeter Gas, alſo auf 40 Pfennig notwendig. Das iſt der
Preis für Gas zum Heizen, Kochen und für Beleuchtung. Das
für gewerbliche Zwecke gebrauchte Gas wird künftig 88 Pfennigder Kubikmeter betragen. w

Die gleichen Urſachen, die zu einer Verteuerung des Gaſes
treiben geſteigerte Kohlenpreiſe, Arbeiterlöhne, allgemeine
Betriebsunkoſten machen auch eine Erhöhung der Waſſergebühr
unumgänglich. Jm Etat des Waſſerwerkes iſt ein Fehlbetragk
von 96 000 Mk. auszugleichen. Dazu iſt die Erhöhung der Waſſer
gebühr von 24 auf 28 Pfennig für den Kubikmeter erforderlich
Das bedeutet allein ſeit Februar 1919 eine Steigerung der Ge
bühr um 10 Pfennig. Der Haushaltsausſchuß mußte ſich wohl
oder übel der zwingenden Notwendigkeit fügen und in beiden
Fällen der Preiserhöhung zuſtimmen. a

Von den Haushaltsplänen wurden mit teilweiſe geringfügigem
Aenderungen erledigt: Die einer Reihe von Schulen, der des
Schlacht und Viehhofs, der Friedhofsverwaltung und der Grube
KarlErnſt. Die übrigen Haushaltspläne ſollen dann in der
nächſten Woche in zwei Sitzungen durchberaten werden, um de

gekannt!

Geſamtetat möglichſt raſch „unter Dach und Fach“ zu bringen.
im letzten Viertel des neunzehnten Jahrhunderts um den e

der Menſchen ſtand, ſo wird unſer Staunen zum großen Tei
ſchwinden. Obgleich man nicht behaupten kann, daß in irgend
einem Lande zu jener Zeit die Geiſtesbildung im modernen Sinn
des Wortes Gemeingut geweſen wäre, ſo konnte man das damal
lebende Geſchlecht im Vergleich zu früheren Generationen immer
hin intelligent nennen. Selbſt dieſer verhältnismäßig gerin
Grad von Jntelligenz hatte die unvermeidliche Folge, daß die ge
ſellſchaftlichen Uebelſtände allgemeiner empfunden und erkannt
wurden wie je zuvor, wenngleich in früheren Zeiten die ſozialen
Uebel noch ſchlimmer, viel ſchlimmer geweſen waren. Erſt das
wachſende Verſtändnis der Maſſen ließ allgemein zum Bewußt
ſein kommen, wie unheilvoll die geſellſchaftlichen Verhältniſſe
waren, gerade wie die Morgendämmerung die Verlotterung einer
Umgebung aufdeckt, die im Dunkeln erträglich erſcheinen mochte
Zwei Empfindungen waren es daher, die uns im letzten Vierte
des neunzehnten Jahrhunderts aus der Literatur als Grundtöne,,
entgegenklingen: das Mitleid mit den Armen und Unglückliche
und der Groll über die Untauglichkeit des ſozialen Mechanismus
dem Elend der Menſchen abzuhelfen. Daraus ergibt ſich, daß den
Beſten jener Zeit ab und zu einem Blitze gleich die Erkenntniss
agufging, wie unendlich ſcheußlich in moraliſcher Hinſicht das
Schauſpiel rings um ſie war. Wir müſſen ſogar annehmen, daß
tiefes, ſtarkes Mitgefühl mit fremdem Leid manchen beſonders
feinfühligen und edlen Naturen das Leben geradezu zur Hölle ge-
macht hat.

Zwar waren die Menſchen jener Zeit ſehr weit davon entfernt
wie wir als praktiſch leitenden Grundſatz die Jdee anzuerkennen,
daß die geſamte Menſchheit durch ihre eigenſten w.
zu einer Einheit, einer einzigen Familie verbunden iſt, daß ata
ſächlich alle Menſchen Brüder find. Dennoch würde man r mit
der Annahme irren, daß ſie nicht wenigſtens ein ähnliches Gefühl
gekannt hätten. Jch könnte aus damaligen Schriftſtellern Stellen
von großer Schönheit oorleſen, die beweiſen, daß der Begriff der
allgemeinen Brüderlichkeit von einigen wenigen klar erfaßt und arſenohne Zweifel von vielen dunkel geahnt wurde. Weiterhin
wir nicht vergeſſen, daß das neunzehnte Jahrhundert wenigſtens
dem Nan nach chriſtlich war. Es muß alſo aufgefallen ſein

daß das geſamte Wirtſchaftsleben der Geſellſchaft die aus
geſprochenſte Verkörperung eines antichriſtlichen Geiſtes war, ob
gleich ich zugebe, daß dieſe Tatſache merkwürdig leicht ins Gewicht
für viele gefallen iſt, die ſich Chriſten nannten. (Fortſ, folgt.
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Rofhenburg.tag den 13. Juli, abends 7 J

m Gaſthof zum Schützen:
OeffentlicheVullsbecſünnlung

Genoſſe Bowitzlli, Halle, ſpricht über:
Das urbeſtende Volk u. d. Regierung.

Arbeiter und Arbeiterinnen, erſcheint in Maſſen.
Der Vorſtand des Soziald. Vereins (UN. S. P. D.).

S Delſtzsch I
Freitag. den 11. Juli, abds. 8 Uhr, im Lindenhof:

Mitgliederverſammlung.
Tagesordnun1. Bericht vom Kreistage.

2. Bericht vom Bezirkstage.
3. Berſchiedenes:

Alle en und Genofſfinnen h erſcheinen.
Vorſtand.ſeubche ſonladee erbanl

Verwaltungsſtelle Merſeburg.

Sonntag, den 13. Juli, vormittags 10 Ahr,
im Lokal „Thüringer Hof

Generalverſummlung.
Tagesordnung:

1. Bericht vom Gewerkſchaftskongreß.
2. Anſtellung zweier weiterer Geſchäftsführer.
8. Aufſtellung von Kandidaten zur Generalverſamm-

lung in Kiel.
8. Kaſſenbericht vom 2. Quartal 1919.
b. Verſchiedenes.

Kollegen nd Kolleginnen,

*1671

wichtigen Tagesordnung iſt zahlreiches und pünkt-

liches Erſcheinen Pflicht. Die Ortsverwaltung.

Sonnabend, den 12. Jull,
von naehm. S Uhr nun,auf der Poiaanita:

S Tanzkränzchen.
ler ſadet Sportgenossen und Freunde ergebenst

Der Vergnügungs-Augasehuss.Birfencalgchen, Halle-Kröllwit

Sonntag, den 13, un nachm. 3 Uhr

Sommerfest,verbunden mit Preiasehiesson, e S h
und sonstigen wer 2486outonia.

Gasthof Wörmlitz.
Morgen, Sonnabend, von Er. Prels-Sput.

abends 7 Uhr an:

*1066 P. Rröso.nRadfahrer-Bund

Fern tag, den Juli,
Solidarität

chwarzen Adler

Zall z
Veigenfahren

und VPreiskegeln,
gang nachmittags 3 Uhr.

Der Vorſtand.nnnnnnneeePalmhaum, Pöllnitz.
*1666 Sonntag, 13. JuliStiftungs zan:

Es ladet ein Der Vorstand.

Schützenhuus Ammentorf.
Sonnabend, den 12. Juli, abends 6 Uhr

mr BallCasthaus Rockendorf.
Sonnabend, den 12. Juli, abends 7 Uhr

T 3

1 h c m 455 2

Ex ladet ergebenst ein Heinr. Linädner.
ZumElhhaten, Wittenberg

Sonntag, 13. Juli, nachm. 3 Uhr
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Freie Aussproche
Arbeifer, Bürger, ſeid alle zur Stelle

Zentrole für Heimaofdienst

b. öffentleher Vortrag
am 12. Juli 1919, abends 7 Uhbr,

im Volkspark, Burqstrasse 27
Aufgaben cler Arbeiferräte

Redner: Ingenieur Ehrecke Berlin
Freſe Ausspreache l

Abtellung Holle- Saolkrels pe

Vnter anderem empfehlen

unseres Geschäftshanses,
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Hädchen-Schürzen
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wenn ſo ſwm

schwarz und farbig

bodruekt

Meter
12.50 10.50

75

Durchbruchemuster mit 2 v 2is
80

Paar 3.50
ohne Finger

1.76 1.25

Sthek 1.756 78

weiss mit farbig

Motor
11.75

50

Geosohnaäfts hausd. Lewin
S N. hat. ſern un

M Mitgl. d. Arb.-Radf.-Bund. Freiheit.
Zu dem am Fonnabens, den

P 132. Juli nachm. 5 Vhr, in der

non ſtattdenden

e Sportgenossen und Güte an ein

Der Vorstand.

2477

und 2471
vinder

in 43 ger
Auswah

beſonders
preiswert.

duwerwäsche Vertrieh

H. Winkler jr. emphehlt
Ansicnts-postkarten

Die Volks- BRuohhandiung.

Kruwatten T

Kl. Serlin2, reEcke E tervſirate

zu a16d4
3 chS ges inſe

10d.

30000

Stck. 1.75, Dsd. 20. Mk.

F. O. Siehert,

Sohränke
Vertikos
Sofas
Rohrstuhle
Sohlafzimmer
Kdechen

und einzelne Möbel
jeder Art

empfehlt in 4

Sohalpie
Möbelnbrik

Gr. Märkerstrasse 26
am Katskeller.

G90 G G09
z hrräder a

n S einee e
Arenmech. les 21.

Porto a. Lioto 45 P. eutro
III

80000
10000
5000

Winer I N.
i

in r Z.
kaptwäsche

Friſieren.
Hauben Nete

öpfe
gr. Auswadl, bill. Preiſe.

Ankauf von aus
gekämmtem Damenhaar.

r h
Achtung!
Keine Furcht mehr vgl

und wennd glimm in

gerrig Einſenduns
don 1Karl Seramer,

Weonfried a. Worro,
Gatterſtraße.

la Kautabak
aus garant. echt Tabakbl.
ergeſtellt. S oder
tangen mit erſtkl Zu

ollen 3
100 Stangen Mk. 95.
rein netto ab hier gegen
Weri-Nachnahme.

Zur Probe: “1486
19 Roll. M. 12.5010 St. Mk. t franks

Lerſandhars Feier
Eſſen 68 idaſtr. 38

rerEvrenertlärung.

z er a ich hiermit zurück.

Martha Naunäort.

E. Kramers Konzerthaus
Dolltzsohbeoretraseo 9222

von Damen -Kapollo.

GSonnteg, den 13. Juli, von 83 Uhr an 3474nränzenen: v r
2 rEs ladet ergebenſt ein Der Vorſtand.

Sonn Wäd l i nachm.

mit 7 n. Reilgen. er

Morl. Dea- Fest findet bes t etatt

Die jungen Hädebes von Norl.

L ä eieh gut eignend, verk .3
J. Sternlleht, Hulle (Sadle). z

Halle.
Etädtiſcher Verkauf von Käſe

in der Talamtſchule, am Sonnabend, den 12. Juli.
n 3 inkauf werden die Jnbaber der

ummern der Lebensmittelſcheine 47 001--60000
vormittage von 8--1 Uhr. Für jede Perſon eines

ushaltes können 655 Gramm zum Preiſe von
Pf. abgegeben werden.

Der Verkauf von Quartk
am Sonnabend, den 12. Juli 1919, auf denAb nitt 14 für die eingetragenen Kunden bei dem

Milchhändler Harniſch, Schülershof 11 und Mil
händler Hinſche, Gr. Goſenſtr. 21. Auf jeden A
ſchnitt wird h Pfund abgegeben.
Städtiſcher Verkauf von Zwieback und Gerſtenmel
an Kinder bis zu 12 Jahren, Jugendliche von

12--17 Jahren und alte Leute über 70 Jahre
in der Talamtſchule, am Sonnabend, den 12. Juli
1919. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber
der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 16001
bis 19 500 vormittags von 8--1 Uhr. Gegen Vorla
des Lebensmittelſcheines kann auf Abſchnitt
der beſonderen Warenbezugskarte ür Kinder bis zu
12 Jahren und uf jeden Abſchnitt O der beſonderen
Warenbezugskarte für Jugendliche von 12--17 Jahren
und alte Leute über 70 Jahre ein Paket Zwieback
zum Preiſe von 44 Pf. und ein Paket Gerſtenmehl
zum Preiſe von 40 Pf. abgegeben werden.

Der Verkauf von Seeſiſchen findet am Sonn
den 12. Juli, in den einſchlägigen bekannten

chäften markenfrei ſtatt. Jm übrigen verbleibt
es bei unſerer Bekanntmachung vom 18. Juni 1919.
Tſeſenigen Inhaber von Kleinhandelsgeſchäften,
welche Kundenliſten eingereicht haben, werden hier
durch aufgefordert, am Sonnabend, den 12. und am
Montat, den 14. Juli 1919, bei den von ihnen
ewählten Großfirmen den in nächſter Woche zumLertee gelangenden Reis und die Graupen ab

zuh olen.

See ersevurg- Se
Fortſetzung des des Echotenvertauſs

morgen und folgende Tage in der ſtädtiſchen Lebenß
mittelverteilungsſtelle, Gr. Ritterſtraße 5.

Merſeburg, den 10. Juli 1919.I. A. II. i902/19. Das ſtädt. Lebensmittelamt.

Eäuglingsernährung.
ür Kinder bis zu 2 Jahren werden in derſtädtiſchen Bilchſielle Rathaus, Tr., Zimmer 1416,

Bezugſcheine für Zwiebäcke ausgegeben. Milchkarten

mitbringen.
Merſeburg, den 10. Juli 1919.

Der Magiſtrat.
Erhöhung des Wafſſerpreifes

Auf Grund der Beſchlüſſe der ſtädtiſchen Körper-
ſchaften vom 11. Juni und 23. Juni 1919 wird der
Waſſerpreis mit Wirkung vom 1. April 1919 an
auf 30 Pfennig je ebmw feſtgeſetzt.

Merſeburg, den 9. Juli 1919.
VIII. 252/19. Der Magiſtrat.

Etädtiſwher Wareunverkauf.

Zu hei 214, 1 Pfund Nährſupype.
56 Die Voranmeldung muß dis Montag mittag
erfolgen Ausgabe Donnerstag.
S lenburs, den 9. Juli 1919.

1 Pfund

Der Magiſtrat.r Dr. Michel iſt gemäß t 39 Abſ. 8 der

Reichsverſicherungsordnung zum ſtändigen zweiten
Vertreter des Vorſitzenden des Verſicherungsamts
der Stadt Eilenburg beſtellt und vom Herrn Re
gierungspräſidenten in Merſeburg beſtätigt worden.

Eilenburg, den 7. Juli on *1678Der Magiſtrat.

G S Fitterfeid.-
Fleiſchpreife.

Infolge Erhöhung der Schlachtviehpreiſe für Rin
der, die durchſchnittlich um 40 Prozent geſtiegen
ſind, iſt eine Erhöhung der Fleiſchverkaufspreiſe
notwendi

Dieſe nd einſtweilen feſtgeſetzt: Für nen
mit Knochen 2,80 Mk. je Pfund, für friſchev t je Pfund, für Knoblauchwurſt 2,80 Mk.
je Pfun

Die Preiſe treten ſofort in Kraft.
Bitterfeld, den 3. Juli 1919.der Vreeneorh.
Freiherr von Bodenhauſen, Landrat.

Der Arbeiterrat.
Griethe.

Veröffentlicht
Bitterfeld, den 8. Juli 1919.er Magiſtrat. Fruhner.
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Abg. Wurm (AU. S. P.):
Geehrte Verſammlung! Wenn Herr Miniſter Ergzberger

die Schuld an dem heutigen Zuſammenbruch
nd an dem großen Elend, das über weite Volkskreiſe gekommen
t. mit Fug und Recht nicht der Revolution zuſchreibt, ſondern
s Sünde der Vergangenheit hinſtellte, ſo ſtimmen wir
hm zu. Wir können aber in das Loblied, das er dabei ſich und
iner Partei gen hat, keineswegs einſtimmen. Sehr richtig!
d. U. S.) nun niemand iſt mehr mit daran ſchuld, daß es

oweit gekommen iſt als die große, ſtarke Jentrumspartei,
ie ausſchlaggebend war bei allen den gefährlichen und i
ringenden Beſchlüſſen, die während der re e zum Unheil
es Volkes gefaßt wurden. (Sehr richtigl b. d. U. S.) Sie ſind es
eweſen, die immer für die Kriegskredite und Kriegsanleihen ge-
timmt haben, Sie ſind es geweſen, die immer wieder es verhindert
aben, daß die Unkoſten des rieß ſofort auf die wohlhabende
ſevölkerung umgelegt wurden. Alle diejenigen, die mitbewirkt
ben, daß immer wieder Anleihen bewilligt wurden, die dadurch
wirkt haben, daß das Durchhalten gerade der gerrz yr

rade der Zahlungsfähigen, hinter den Ofen hockenden Bevölke
ungskreiſen ſo leicht wurde, alle dieſe ſind mit ſchuld daran,
henn

das Elend heute ſo rieſengroß
iber uns hereingebrochen iſt. (Sehr richtigl b. d. U. S.) Sie
ind ſchuld daran, daß

das Geld verſchleudert und vergendet
vurde, da Sie nichts getan haben, um zu verhindern, daß die
dapitaliſten ſich bereichern konnten. Wenn wir unabhängigen
Sozialdemofraten darauf hinwieſen, daß ſelbſt kapitaliſtiſche
Staaten wie England und Amerika die Kriegsindu-trie ſofort verſtaatlichten, daß dieſe ſofort dafür ſorg-
en, daß die Unternehmergewinne eingeſchränkt wurden und daß
er Staat der Herr über die Produktion für die Kriegsinduſtrie
vurde, haben gerade Sie uns erklärt, daß das in Deutſchland
richt angehe, daß man die Freudigkeit an der Produktion nicht
emmen dürfe. Sie ſind ſchuld daran geweſen, daß ſo

ungeheure Gewinne durch die Kriegsinduſtrie eingeheimſt
verden konnten. (Schr riß b. d. U. S.) Freilich das
vollen wir nicht vergeſſen bis in die Kreiſe des Parlaments
zinein ſaßen, man ſagt ſogar, ſitzen ja die Nutznießer jener Kriegs
induſtrie, die als Aufſichtsräte gewiſſer großer induſtrieller Kriegs-
lieferanten nicht unbeteiligt waren, wenn große Gewinne durch
die Privatwirtſchaft herausgeholt wurden. Und darum meine
Herren, eigen Sie alle, von der äußerſten Rechten bis weit nach
links hinein, darüber, wer kriegsverlängernd und kriegsſchädigend
rewirkt hat. Alle die ſind mit daran ſchuld an der heutigen
Finanznot, die es verhindert haben, daß rechtzeitig vorbeugend
ingegriffen wurde, und die durch ihre poſitive Tätigkeit, die ſie
ſo rühmen, die uns Vaterlandsverräter ſchimpften, dazu beitrugen,
daß „durchgehalten“ wurde, daß mit Hurra alles bewilligt wurde,
was kriegsverlängernd gewirkt hat.

Freilich, Herr Eerzberger hat erzählt, daß in einer Denkfſchrift,
die 1917 Herr General Groener verfaßt hat, die aber bisber unter
drückt worden iſt, ſich der Satz befindet, der Patriotismus der
Kriegsſchreier ſei

nur durch die Profitmacherei zu halten geweſen
Sie haben alſo bewußt, ſogar, wie General Groener es feſtnagelt,
darauf hingewirkt, daß gewiſſe Kreiſe Profite erhielten, damit ſie
Hurra ſchrien; Sie haben bewußt dafür geſorgt, damit

die öffentliche Meinung gefälſcht
und jene Stimmung im armen Volke erzeugt wurde. die Jhnen
das Weiterwirtſchaften ermöglichte. Uebrigens, was der General
Groener 1917 geſchrieben hat, iſt keine tdeckung geweſen, 50
Jahre früher hat Karl Marx bereits darauf hingewieſen, daß
das Kapital, wenn es 10 Prozent bekommt, überall zu finden iſt,
daß es bei 20 Prozent lebhaft wird, bei 50 Prozent Gewinn vpoſitiv
waghalſig, bei 100 Prozent ſtampft es alle menſchlichen Geſetze
unter ſeinen n und bei a z M kein Verbrechen,das es nicht riskiert. (Hört, hört! b. d. U. S.)

So Marx bereits 18671 Mögen Sie ſich das alle geſagt ſein
laſſen, wenn Sie jetzt daran denken, Maßnahmen gegen diejenigen
zu treffen, die die Steuern wollen. Strafen wirken
nicht abſchreckend genug, wenn der Profit, der gemacht werden
kann. zu groß iſt. Das ſehen wir auch im Schleichhandel,
das ſe wir bei der Steuerhinter Ves nicht, den Gendarmen hinterher zu ſchicken; ſondern da heißt
es vorbeugende Maßnahmen treffen. Der Antrag Auer, der uns
heute zur Beratung zugegangen iſt, enthält gewiſſe Grundzüge,
denen wir zuſtimmen können, und die eine Möglichkeit geben, hier
wirkſam vorzugehen.

Aber es handelt ſich dabei nicht bloß um Leute, die Wertpapiere
beſitzen e. werden auch noch auf andere Weiſe

Kriegsgewinne verſchoben,
und zwar beſonders auf dem Lande, indem dort Kaſſenſcheine
gehamſtert werden. (Hört, hört! b. d. U. S.) Ein großer
Teil der faſt 40 Milliarden Papiergeld, die im Umlauf geſetzt
ſind, bei denen merkwürdigerweiſe von Zeit zu Zeit eine r
heit eintritt, werden aus dem Grunde gehamſtert, weil gewi e
Schlauberger auf dem Lande ſich ſagen, es könnte doch eines Tages
etwas bei den Banken oder Sparkaſſen nachgeforſcht werden, wie
viel Geld in den Depots vorhanden iſt, und da ſei es doch beſſer,
wenn die Kaſſenſcheine vergraben
oder ver ſteckt würden. Nach Mitteilüngen, die mir zugingen,
hat man jetzt ſogar Angſt, daß die großen Kaſſenſcheine vielleicht
in i tri Weiſe eingezogen werden könnten, und beginnt man
Kleingeld zu hamſtern: 5-Mk., 2-Mk.- und 1Mk.Scheine,
und zwar in bedeutenden Mengen. 3Dagegen enthält der Antrag Auer keine wirkſamen Maß-
nahmen, und ich glaube, wir werden ihn dahin ergänzen müſſen.

alles Papiergeld eines Tages abgeſtempelt werden muß, und
derjenige, der Scheine zur Abſtempelung vorlegt, auch darüber
Rechenſchaft geben muß, wie denn die vorgelegte Summe mit
ſeinen Steuerangaben in Uebereinſtimmung ſteht.

Denn, meine Damen und Herren, wenn wir uns auf, die ſitt
liche Forderung verſteifen wollen, die in ſo rührſeliger Weiſe in
der Begründung des Vermögensabgabengeſetzes geſchildert wird.
auf die ſittliche Forderung, daß jeder die Pflicht habe, aus
Stücken zu ſagen, wieviel er beſitzt, dann werden wir erleber,

27 v z r rner ofeſſor ück über die preußiſchen Steuerhinter-
her die falſchen Einſchätzungen dergleichen ge
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j Sind dieſe 25 Milliarden, die Reich, Staat und Gemeinden jetzt

Ailpert at. Freiwillig iſt da nichts zu bekoamen, wenn nicht
urch verſtändige Maßnahmen der a ungspflichtige gezwungen

wird, daß zu offenbaren, was er an Einkommen und Vermögen
beſitzt. (Sehr wahr! b. d. U. S.) Es wird eine der wichtigſten
Aufgaben der Steuerkommiſſion ſein, hier Mittel und Wege zu

n; ſonſt ſind alle die Geſetze nur papierne Wünſche, die nicht
n Erfüllung gehen werden. (Sehr richtig! b. d. U. S.)

Nun müſſen wir aber nach den erſchreckend hohen Zahlen, die wir
heute gehört haben, fragen:

Sind wir denn überhaupt zahlungsfähig?
Sind wir denn überhaupt in der Lage, dieſe Laſten, die uns ob
liegen, jetzt ſchon ganz abgeſehen von dem, was wir dem Aus-
lande gegenüber zu tragen verpflichtet werden zu tilgen?
ährlich veanſpruchen, aufzubringen? Die Schätzungen über das
ationalvermögen gehen ja weit auseinander, von den ſehr opti-

miſtiſchen Ziffern des Herrn Dr. Helfferich bis zu den nüchternen
Betracheungen, die ſpätere Schatzſe retäre, ſo auch Graf Roedern,
angeſtellt haben und die den Tatſachen entſprechen. Herr Helffe-
rich hat da auch man kann direkt ſagen leichtfertig

aufgeſtellt (Sehr wahr! b. d. U. S.), indem er z. B. das
ationalvermögen danach berechnete, daß er das Privatvermögen

und gleichzeitig das Vermögen der Aktiengeſellſchaſten zuſammen-
zählte, daß er den Beſitz des Reichs, Staates und der Gemeinden
ebenfalls hinzuzählte und dann ſagte: Wir haben 300 Milliakden
Nationalvermögen, folglich ſind wir reiche Leute. Jn Wirklichkeit
beträgt aber das ſteuerbare Nationalvermögen ungefähr 190 Mil-
liarden, wie Graf Roedern bereits herausgerechnet Nebenbei
bemerkt: das Wort „Nationalvermögen“ (Sehr gut! b. d. U. S.),
auch da hat Karl Marx bereits vor einem halben Jahrhundert eine
ſehr zutreffende und gerade für unſere Zeit ſehr wichtige Be-
merkung gemacht. ſagte: „Der einzige Teil des ſogenannten
Nationalreichtums, der wirklich in dem Geſamtbeſitz der modernen
Völker eingeht, ſind ihre Staatsſchulden.“ Sehr woahrl! b. d.
U. S. eute nennen Sie wieder Nationalvermögen, was
Nationalſchulden ſind, die nun vom Geſamtvolke
getragen werden ſollen. (Zuſtimmung b. d. U. S.) Das, was
wirklich an Vermögen da iſt, gehört nicht dem Geſamtvolke,
ſondern

gehört einer kleinen Oberſchicht;
die große Maſſe iſt nach wie vor arm und daher auch nicht ſteuer-
leiſtungsfähig.

Wir müſſen nun fragen: wie iſt es möglich. aus den Kreiſen, die
leiſtungsfähig ſind, die an Vermögen und Einkommen ſoviel be-
ſitzen, daß ſie leben können und doch noch an Staat, Reich und
Gemeinde abtragen fkönnen, das herauszuholen, was hier heraus-

um die ſich ja drei Reichsfinanzminiſter bemüht haben, einen recht
kläglichen Anfang dazu machen (Sehr wahr! b. d. U. S.), einen
gänzlich ungenügenden Anfang, dem wir zum Teil vollſtändig ab
weichen müſſen. Es fehlt zede laufende Einkommenſteuer es fehlt
uns jede dauernde Vermögensſteuer. Die hat uns ja der Herr
Finanzminiſter Erzberger in Ausſicht geſtellt. Jch hoffe, daß
zwiſchen „Lipp und Kelchesrand“ nicht wieder mal ein Unglück
paſſiert. (Zuſtimmung b. d. U. S.) Es erweckt eigentümliche
Gefühle, daß ſich wieder einmal

die Bekanntgabe der Vermögensabgabe ſo verzögert.
Wir ſind der Meinung, daß ſolche Geſetze nicht als Neber-
raſchungen plötzlich einer geſetzgebenden Körvperſchaft vorgelegt
werden dürfen, ſondern daß ſie längere Zeit vorher der allgemeinen
Erörterung unterbreitet werden müſſen. (Sehr richtig! b. d. U. S.)
Deswegen iſt es dringend notwendig, ſofort mit Jhrem Ver-
mögensabgabenentwurf herauszukommen. Eher dürften eigentlich
die vorliegenden Entwürfe gar nicht verabſchiedet werden; denn
ſie ſind ein integrierender Beſtandtal der geſamten Finanzpläne,
die Sie haben, wie Sie behaupten.

Was bieten Sie uns nun? Dieſe Mehreinkommenabgabe macht
bei 50 Prozent als Höchſtgrenze Halt. Meine Dainen und Herren,
nach den ſchönen Worten, die der Herr Miniſter Erzberger uns
eben hier vorgetragen hat, indem er ſagte, daß niemand ein Recht
habe, ſich am Kriege zu bereichern, muß man doch fragen: wie
kommt vr nun dazu, mit zu verantworten, daß bei 50 Prozent der
Bereicherung Halt gemacht werden ſoll? Herr Finanzminiſter,
nach Jhren Ausführungen müßte das geſchehen, wofür man uns

ſagen wir es ganz ruhig angebrüllt hat, als wir im ver-
gangenen Reichstag es bereits gefordert haben (Sehr gut! b. d.
U. S.), daß nämlich alle Kriegsgewinne reſtlos weggeſteuert wer
den. Herr Erzberger, Sie ſamt Jhrer Partei gehörten mit zu
denen, die uns den heftigſten Widerſpruch entgegenſetzten, als wir
verlangten, daß 100 Prozent Kriegsgewinnſteuer erhoben werden
ſollen. (Sehr wahr! b. d. U. S.) Sie und Jhre Partei ſelbſtver-
ſtändlichauch die anderen Parteien, die die Jntereſſen der beſitzenden
Schichten vertreten, waren es, die Oppoſition dagegen machten:
das ginge nicht, das ſei unmöglich, da werde die Arbeitsfreudigkeit
gehemmt. Ja, ich habe ſogar einmal von einer Seite, wo ich es
kaum erwartet hätte. den weiſen Satz gehört: wenn man heute
allen Kriegslieferanten alles Einkommen und Vermögen weg-
ſteuert wie ſollen dann, wenn künftig wieder ein Krieg
kommt, die Unternehmer Luſt haben, die i irgen welcer
Lieferungen zu übernehmen? (Hört, hört! bei den U. S.) So
verſtiegen waren unter der Einwirkung der Kriegspſychoſe die Ge
danken geworden bis nach links hinüber.

Die einmalige Vermögensabgabe zeigt uns im Entwurf nun noch
ein wundervolles Schanuſpiel.

Zum erſtenmal erlebt das Parlament, das offen vor ihm die
Konflikte zwiſchen den Miniſtern und dem Stagtenausſchuß
Erſatz Bundesrat zum Austrag gebracht werden. (Zuruf vom
Miniſtertiſch.) Nach der Verfaſſung; deswegen ſage ich: zum
erſtenmal erleben wir das hier. Wir bekommen zwei Tabellen
vorgelegt. Die Regieerung iſt die energiſchere: ſie will alle Ge
winne über 204 500 Mk. zugunſten der Geſamtheit einziehen. Der
Staatenausſchuß hat mehr kapitaliſtiſche Jntereſſen vertreten; er
ſagt: 440 500 Mk. ſind das Minimum, das für den armen Kriegs
a er bleiben muß. Wir aber ſagen: wir müſſen verlangen,

ſämtliche Gewinne eingezogen

werden. (Sehr richtig! bei den u. S.) Ja, wir gehen noch weiter
als der Herr Miniſter Erzberger, der ſagte, es müſſe doch jeder
froh ſein, wenn er ſein beſtehendes Vermögen während des Krieges
habe erhalten können. So gut wie Millionen Menſchen ihr Leben
und ihre Geſündheit haben einbüßen müſſen, ſo werden eben auch die
beſitzenden Schichten, die heute noch im Ueberfluß leben, fich an
den Gedanken gewöhnen müſſen, daß ſie auch von dem, was ſie be
ſitzen, Opfer zu bringen haben für das Elend, das durch ihre kapi-
taliſtiſche Wirtſchaft mit herbeigeführt worden iſt.

Dann noch eins! Gegenüber denjenigen, die ſich in den Kreiſen
außerhalb der Sozialdemokratie damit brüſten, daß ſie für eine
hohe Vermögensſteuer eintreten, möchte ich doch darauf hinweiſen,
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lverſammlung.
Sanz Eäglich aber iſt das. was Sie uns als Erbſchaftsſteuerg

vorlegen wenn auch endlich die Erbſchaftsſteuer eingeführt
wird. Was ſind das für niedrige Sätze: Nachlaßſteuer höchſtens
4—-5 Prozent, Erbanfallſteuer allerhöchſtens 75 Prozent, aber
meiſtens in niedrigeren Stufen gehalten. Und dann das Kenn

für die gang Steuergeſetzgebung; die unumſchränkten
a des Zentrums, die in allen dieſen Sleuergeſetzen zum Aus

druck kommt, in dem beim Erbſchaftsſteuergeſetz bereits für Kir
chen und kirchliche Stiftungen die Steuer nicht etwa 75 Prozent.
als h herrgger darf, ſondern nur 10 Prozent. (Hört, hört!
bei den U. S.) u enkungen für kirchliche Zwecke nicht dem
ſelben Steuerſatz unterliegen wie bei privaten gekeden ſondern
ſteuerfrei ſind. (Hört, hörtl bei den U. S.) Wir ſehen weiter bei
der Grundwechſelabgabe, daß dort in derſelben Weiſe v

die Intereſſen der Kirche gewahrt
ſind. Die Grundwechſelabgabe wird auf 4 Prozent erhöht, aber
die Kirche braucht bloß 2 Prozent zu zahlen. Hort hörtl! bei den
U. S.) Was aber hier einem Kabinett, in dem angeblich die
Sozialiſten die Mehrheit haben und ausſchlaggebend ſind, noch
intereſſanter iſt, iſt der Umſtand, daß ſogar die Fideikommiſſe auch
bloß 2 Prozent und nicht 4 Prozent zu zahlen haben. (Hört, hört!
bei den U. S.) Alſo der gebundene Großgrundbeſitz bekommt noch
ein beſonderes Privileg; er braucht bloß 2 Prozent zu zahlen. Jchſage, daß das u deswegen intereſſant iſt, weil eigentlich
die Herren vom Fideikommis die Herren von der äußerſten Rech
ten, die ſich früher konſervativ nannten, nicht in der Regierung
ſitzen und doch ihre Jntereſſen von der e riſt Se Mehrheit in
der Regierung ſo wunderbar gewahrt werden. (Sehr gutl bei den
u. S.) Denn das Zentrum regiert! Meine Herren von
der Chriſtlichen Volkspartei, Sie dürfen ſich wirklich wieder
„Zentrum“ nennen, denn Sie ſind nach wie vor das Zentrum, der
Mittelpunkt unſerer ganzen Geſetzgebung geworden. Um Sie
dreht ſich alles! Wer es nicht glaubt, braucht ja bloß nach Preußen
hinüber einen Blick zu werfen, um zu ſehen, was auf dem Gebiete
der Schule das Zentrum wieder zuwege gebracht hat und wie

das Zentrum ſich die ſozialiſtiſche Regierung unterwirft,
den den Schulkompromiß zuſtande gebracht hat, daß jedem,“
der jemals auch nur eine Spur von Sozialismus in ſich gehabta
hat, ein Grauen ankommt.

Alſo, meine Damen und Herren, dieſe Tatſachen ſtehen feſt:
Unzulängliche Steuergeſetze gegenüber dem Kapital und dem Ein
kommen mit einer Verbeugung vor der Kirche und vor dem Groß

grundbeſitz.
Es iſt ſogar ein Geſetz gemacht worden zugunſten der nachträg-
lichen Kriegsgewinnler, die jetzt erſt kommen werden. Da iſt die
Rahvonſteuer. Denn was bedeutet das anders, wenn Sie bei der

geholt werden ſoll? Jch muß ſagen, daß da die Steuervorlagen, Rayvonſteuer, bei der Steuer, die auf das Land gelegt wird, das
durch die Schleifungen der Feſtungen in die allgemeine Benutzung.
übergehen kann, nicht den geſamten Mehrwert wegſteuern, ſondern
bloß 50 Prozent des geſchätzten Mehrwertes. Das heißt alſo, daß
Sie den Herren, die dieſes Land kaufen, noch nachträglich die Mögn
lichkeit geben, 50 Prozent dieſes Gewinnes bei deſſen Schaffung
ſie keinen Finger gerührt haben, ſich einzuſtecken, ſo daß ſie noch
nachträglich vom Kriege einen Gewinn haben werden. 5

Nun hat der Herr Miniſter Erzberger berühmt, daß das Zentrum
ja während des Krieges und vor dem Kriege alle Steuervorlagen,
mit hat ſchaffen helfen. Jch laſſe ihm dieſen Ruhm und beeile
mich ſogar, ihm vor aller ffentlichkeit feſtzuſtellen: Ja, Sie
haben ſich ſchaffen helfen. Aber wie ſind dieſe Steuern geweſen

Nichts als indirekte Verbrauchsabgaben,
die die große Maſſe der Bevölkerung belaſten, und faſt gar keine
direkten Steuern. Das war die Steuerpolitik des
Zentrums vor dem Kriege. Und was bekommen wir jetzt
beſchert?

Wiederum Verbrauchsabgaben! 2
Leider hat der Herr Erzberger in dem ſozialdemokrati

ſchen Abg. Keil einen Sekundanten bekommen
(Hört, hört! bei den U. S.), der ihm beigeſtanden und geſagt hat
es ſei undenkbar, durch direkte Steuern unter den gegenwärtigen
Verhältniſſen alle Ausgaben zu decken (Hört, hört! bei den U. S.)
man müſſe auf Verbrauchsabgaben hinweiſen, weil ja doch neben
bei jetzt auch große direkte Steuern gegeben werden. (Abg. Keil
Unter vier Augen ſagen Jhre Leute das auch! Große Heiterkeits
und Sehr gut! b. d. Soz. und d. Dem.) Wenn Jhnen unter
vier Augen das einer ſagt, dann ſeien Sie ſo freundlich, dafür zug
ſorgen, daß das öffentlich geſagt wird. Wir werden dann das
Tiſchtuch mit dieſen Leuten zerſchneiden. Wir ſtehen auf dem
Standpunkte, verehrter Herr Kollege Keil, auf dem Sie mit mir
zuſammen 1913 in Jena geſtanden haben, als Sie meine Steuer
reſolution annahmen, die ſich ſtrikt und deutlich gegen dieſe Ver-
brauchsabgaben erklärt. (Sehr gut! bei den Soz.) Sie ſind es
geweſen, der ſie mit verteidigt und erklärt hat, daß meine Steuer
reſolution richtig iſt. (Zuruf von den Dem.: Jnzwiſchen haben
wir den Krieg gehabt!) Denn was bedeutet das, wenn man ſagt
daß es heute gar nicht anders ginge, es reiche ſonſt nicht, man
könne nicht durch direkte Steuern das aufbringen, was notwendigo
ſei, ſondern man müſſe deshalb zu indirekten Steuern greifen n
Zu indirekten Steuern, alſo zu Verbrauchsabgaben, die jetzt
wieder auf J

Tabak, Zucker, Zündwaren, Vergnügungen, Spielkarten i
gelegt werden den Branntwein haben Sie ja ſchon z zu
indirekten Verbrauchsabgaben, die die große Maſſe der Bevöl e
rung treffen, ohne Unterſchied, ob reich oder arm. Was bedeutet-
denn das in Wirklichkeit? Das bedeutet, daß, wenn Sie nicht in
der Lage ſind, die Einnahmen durch direkte Steuern zu decken
weil Sie bei einer gewiſſen Grenze Halt machen, ein ſteuerfreies
Exiſtenzminimum laſſen müſſen, damit der Menſch auch leben
kann und nicht nur Abgaben zu zahlen hat, Sie von hinten herum
in dieſes ſteuerfreie Exiſtenzminimum hineingreifen und dent
Mann doch beſteuern. (Sehr richtigl bei den U. S.) Denn ob en
will oder nicht, er braucht dieſe Gegenſtände; es ſei denn, daß e
als Asket in der Wüſte lebt und eben ſo lebt, daß er gar keine Be
dürfniſſe mehr haben darf, wie ſie ſonſt ein Menſch heutzutage hat
(Sehr richtig! b. d. U. S.) Ein ſehr gut genährter, mit ſchmackg
hafter Koſt beköſtigter Menſch kann dieſe Reizmittel entbehren
aber je armſeliger die Nahrung iſt und je mehr der Hunger plagt
um ſo eher wird man zur Zigarre, zur Tabakspfeife greifen, um
ſo eher wird man ein Glas Bier oder einen Schnaps trinken. 2Und da kommen Sie, Herr Kollege Keil, und ſagen: es ſei ge
radezu lächerlich, wenn man ſolche Steuern nicht mit bewillig
will. (Aba. Keil: Das habe ich gar nicht geſagt Sie haben
geſagt: Wer ohne Verbrauchsſteuern in der gegenwärtigen
Situation die Ausgaben decken will, macht ſich lächerlich. (Abg
Heil: Das iſt etwas ganz anderesl) Das iſt genau dasſelbe
(Abg. Keil: Nein!) Jch überlaſſe es dem Urteil der Arbeiter
draußen, ob ſie das lächerlich oder traurig finden (Sehr gutl bei
den U. S.), daß ein Sozialdemokrat ſich zu dieſen Anſchauungen
bekennt und damit dieſer angeblich ſozialiſtiſchen Regierung

daß das Volk draußen ſich dadurch nicht etwa davon überzeugen
läßt, die Herren ſeien gar opferfreudig geworden und hätten um
gelernt. Eine hohe Vermögensabgabe unter Beibehaltung der
heutigen kapitaliſtiſchen Wirrſchaftsweiſe, die den Unternehmern
ermnöglicht, durch Synditate und Kartelle den Preis zu bilden, den
Markt zu beherrſchen und dann vielleicht mit Scheffeln wieder
heraus zuziehen. was ſie als Steuer abgegeben haben. Das iſt fein
großes Kunſtſtück, beſonders wenn man glaubt, damit dieſe ſo anſenkten Wir ſchaftsordnung aufrechterhalten zu können. auf die geſamte Bevölkerung eine St.

Möglichkeit gibt, die Steuerſchraube der indirekten Steuern noch
mehr anzugziehen. (Sehr gut! bei den U. S.) Jch. habe noch immer
die Hoffnung, daß Jhre Partei und Jhre Fraktionskollegen dieſe
Verbrauchsſteuern ablehnen und dieſen Schritt nicht mit Jhn
mitmachen werden. (Na, nal bei den U. S.) Meine Herren
Die neuen indirekten Stenern ſollen 646 Millionen Mk. b
Ein ganz hübſcher Poſten! Jch möchte mir aber erlauben, J re
Aufmerkſamkeit darauf zu lenken, daß morgen und übermorgen
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e gelegt werden wird, die etwa 18 bis 2 Milliarden beträgt
r hört bei den U. S.), ohne daß wir hier eine Geſetzesvorlage

ommen. Der volkewirtſchaftliche Ansſchuß hat vom Staaten
ausſchuß eine Vorlage erhalten, um

die Preiſe für Getreide, Fleiſch und Kartoffeln zu erhöhen.
Dieſe Erhöhung wird ungefähr 1 bis 2 Milliarden auf das Jahr
ausmachen. (Hört. hört! bei den U. S.) Zur ſelben J. wo man
einſieht, daß die Verteuernng der Lebensmittel eine der Urſachen
mit iſt, daß ſoviel Unruhen im Lande herrſchen, zur ſelben Zeit,
wo man 11 Milliarden aus der Reichskaſſe nehmen will, um auf
ein Viertelſjahr die ausländiſchen Lebensmittel zu verbilligen, 55
ſelben Zeit ſchickt man ſich an, dauernd den Roggenpreis von
auf 400 Mark zu erhöhen (Hört, hört! bei den U. S.), den Kar
toffelpreis von 100 auf 125 Mark (Hört, hört! bei den U. S.), die
Schweinepreiſe den Zentner von 70 auf 150 Mark, den Rinderpreis
von 80 anf 130 Mark. (Hört, hört! bei den W S.

Keine Damen und Herren! Jn der Denkſchrift, die wir im
volkswirtſchaftlichen Ausſchuß bekommen haben, iſt berechnet, wie-
piel wöchentlich jetzt eine Familie von fünf Köpfen, beſtehend aus
rn normal Verſorgungsberechtigten, einem Säugling, einem

inde von ſechs Jahren und einem Schtverſtarbeiter braucht,
wenn ſie nur die rationierten Lebensmittel ſich kaufen: das ſind
29,21 Mark. Wenn dieſe Verteuerung ne ommt, dann werden
aus dieſen 29,21 Mark noch 6 Mark mehr, alſo 35 Mark. (Hört,
r bei den U. S.) Das macht einen Jahreszuſchlag von 308 Mk.
Hört! Hört! b. d. U. S.) Eine Verteuerung der Jahresausgaben

von 1519 auf 1827 Mk., das iſt um 20 Fäet nur i die ratio-
nierten Lebensmittel, von denen bekanntlich kein Menſch leben
kann! Denn da fehlen auch noch die Ausgaben für Gemüſe und
alles übrige, was hinzugekauft werden muß. Dieſe Ausgaben für
die rationierten Lebensmittel allein betragen für eine ſolche
Familie 1827 Mk. Dann kommt in der Steuervorlage die Zucker-
verteuerung um 8 Pf. das Pfund, was bei der Rationierung des
Zuckers eine Verteuerung von jährlich 9 Mk. für eine ſolche Fami-
ie ausmacht. Da wundern Sie ſich, wenn unabläſſig immer

wieder neue Forderungen von der Arbeiterſchaft erhoben werden
müſſen (Sehr gutl b. d. U. S.), wenn nach jeder Lohnzulage nach
wenigen Wochen und Monaten die Arbeiter ſagen: es langt ja

och nicht, wir können uns nicht das Notwendigſte anſchaffen, wir
nnen nicht einmal unſere Familie ernähren, wir können unſere
rbeit nicht leiſten, wir müſſen von neuem wieder Zulage be-

kommen.
Jch hoffe, daß es nicht gelingen wird, durch dieſen volkswirt-

ſchaftlichen Ausſchuß eine ſolche r h durchzuzwin-
ohne daß hier die geſamte Nationalverſammlung dazu Stel-

ung nimmt. Wenn Sie es aber doch machen. dann, wie geſagt,
iſt es kein Wunder, wenn dieſe Unruhen immer wieder von neuem
ausbrechen müſſen. Und glauben Sie mir, meine Freunde und
ich wünſchen auch nichts ſehnlicher, als die ganze Bevölkerung
die Möglichkeit und den Willen hat zu arbeitsfreudigem Schaffen
überzugehen. Aber ſolange wir in ſolchem jammervollen Er-
werbs und Lebensverhältniſſen exiſtieren, ſolange wirkt nicht
allein die Kriegspſychoſe nach, ſondern dieſe Unterernährung unter
der wir täglich noch heute zu leben haben, wirkt unheilvoll. (Sehr
richtigl b. d. U. S.)

Man wirft immer gern ein, daß die Verhältniſſe der früheren
Einkommenſteuerſtatiſtik nicht mehr zutreffen, daß jetzt beſſere Ein-
kommenverhäliniſſe vorhanden ſind und daß, wenn ich Jhnen heute
ſagen würde, daß 1917 nach der preußiſchen Steuereinſchätzungs-
tabelle noch 54 Prozent der Erwerbstätigen unter 900 Mk. Ein-
kommen und 40 Prozent unter 3000 Mk. hatten, ſo daß alſo 94
Prozent weniger als 3000 Mk. Einkommen beſaßen, dieſe Ziffern
nicht mehr zutreffen würden. Aber die geſamte nicht ſelbſtver
ſorgende Bevölkerung befindet ſich in genau derſelben Notlage
wie früber, und für ſie beſtehen genau dieſelben unzureichenden
Einkommensverhältniſſe wie früher.

Da will man nun durch neue Vertrageſteuern gerade wieder
die ſtädtiſche Bevölkerung belaſten,

denn dieſe iſt es ja doch hauptſächlich, die die Verbrauchsſteuern
r zahlen hat; die Selbſtverſorger auf dem Lande tragen ſie nicht.
Zuruf rechts: Zucker!) Der Zucker erhält eine neue Steuer,

die dem Lande auferlegt wird; daſür nehmen Sie aber bei anderen
Dingen bedeutende Rückſicht auf das Land.

ch will nur eins ſtreifen, die Vergnügungsteuer. Es
iſt doch kein Zweifel, daß auf dem Lande weit weniger Gelegen-
heit und Möglichkeit vorhanden iſt, eine ſolche Vergnügungsſteuer
u entrichten, als in der Stadt. Das bringt ja das ftädtiſche
eben mit ſich. Nur ein Beiſpiel dafür, wie ſchematiſch dieſe

Steuer entworfen iſt. Jch ſtehe gewiß auf dem Standpunkt, daß
die Steuergeſetzgebung eine einheitli ſein ſoll, daß das Reich
die Steuergeſetzgebung in der Hand hält und Staaten und Ge-
meinden nur Zuſchläge dazu erheben. Aber bei der Staffelung
olcher Steuern muß man doch die örtlichen Verhältniſſe berück-

tigen. Soeben werden in Berlin die Eintrittspreiſe für das
ernhaus nen feſtgelegt; der billigſte Stehplatz wird im Opern-

hauſe 8 Mk. koſten. Hört! Hörtl) Jn Treuenbrietzen und einigen
anderen kleinen Orten wird in einem Theater der teuerſte Platz
ungefähr 8 Mk. koſten. Jn der Großſtadt muß alſo der ärmſte,

nun er ſich einmal einen ſolchen Kunſtgenuß leiſten will, den-
elben Steuerſatz bezahlen, wie in den kleineren Orten der Wohl

ſte und Reichſte. (Zuruf: Er bekommt aber auch etwas
anderes dafürl) Er bekommt einen anderen Kunſtgenuß dafür.
Das hat aber doch keinen Einfluß auf die Steuerberechnung, er
brauchte doch dafür nicht zu büßen, daß er eine höhere Steuer
afür begzahlen muß, ſondern die Steuer ſollte auch bei ſolchen

irekten Steuern, wenn ſie nun einmal von Jhnen beſchloſſen
rden, ſich nach dem Einkommen und die ganze Lebenslage der
te richten. Davon iſt hier aber nirgends die Rede. Jmmer

wieder wird nach dem alten Syſtem abgewälzt auf die großen
breiten Maſſen, wird verſucht, durch Verbrauchsſteuern das heraus-

pas man von den Woblhabenden und Reichen zu holen
jeut.

enn man hier ſagte, die Wohlhabenden und Reichen ſeien ja
gar nicht in der Lage, dieſe Ausgaben zu decken, ſonſt kämen wir
zum Staatsbankferott, ſo muß ich dem entgegenhalten:

Stagatsban'erott iſt kein Volks und Wirtſchaftsbankerott.
Sehr richtig! b. d. N. S.) Wir brauchen ſelbſtverſtändlich die
ufrechterhaltung unſerer Produktion, wir brauchen unbedingt

ein Weiterarbeiten zur Aufrechterhaltung des geſamten Wirt-
ſchaftslebens; aber wir brauchen ebenſo dringend, daß die Arbeiter
mafſſen baldigſt und ſchleunigſt ſehen, daß ſie nicht mehr für den
kapitaliſtiſchen Mehrwert zu arbeiten brauchen, ſondern daß ſie

für die ſozialiſtiſche Gemeinſchaft zu arbeiten
n. (Sehr richtig! b. d. U. S.) Nie war es dringender als

t, daß die Geſamtheit den ganzen Mehrwert für die Geſamt-
t nutzbar macht. (Sehr wabrl b. d. U. S.) Nie war es not-

wendiger, daß die produzierende, ſchaffende Arbeiterklaſſe auch der
Lunznieker ihrer eignen Produktion wird. (Sehr war b. d. U. S.

Zuruf b. d. Dem.) Die Sozialiſierung wird und muß ſich voll
hen, ſo wie es Marx und Engels vor jetzt 70 Jahren im Kom

iſtiſchen Manifeſt bereits angekündigt haben:
„Das Proletariat wird ſeine politiſche Herrſchaft dazu be

nutzen, der Bourgeviſie nach und nach alles Kapital zu entreißen,alle Produktionsinſtrumente in den Händen des Stagtes, das
heißt des als herrſchende Klaſſe organiſierten Proletarigts zu
zentraliſieren und die Maſſe der Prodnktionskräfte möglichſt
raſch zu vermehren.“ Sehr richtig! b. d. U. S.)

Das iſt die Sozialiſierung, zu der wir kommen müſſen, wenn
wir überhaupt aus dieſer Not, aus dieſem verzweiflungsvollen

end herauskommen wollen. (Sehr richtig! b. d. U. S.) Was
Se der Regierung getrieben wird, ift Stück- und Flickwerk.

Sie haben eine unſozialiſtiſche Planwirtſchaft des Herrn
iſters Wiſſell abgelehnt; aber Sie haben dafür nicht etwa

eine planvolle Sozialiſierung, ſondern
ein planloſes Weiterwurſteln

dem Wege der bisherigen kapitaliſtiſchen Regier aks ihremndſatz ausgeſprochen. (Sehr b d. U. S Kein meine
daß, was in dieſen Geſetzentwürfen ſteht, atmet auch nicht

Spur des Geiſtes der neuen Zeit, in der wir leben. (Sehr
vahrl b. d. U. S) Es iſt geradezu unglaublich, daß in der Be
ündung zum Tabakſteuergeſetz über die Verſtaatlichung An-

en,

en

ſchauungen niedergelegt worden ſind, wie ſie 20 Jahre zurück derreaktionä h ende Finanzminiſter nicht ande te zum
Ausdruck bringen können. ir werden ja im Aus darüber
noch näheres ſprechen. Soviel aber ſei hier feſtgeſtellt: in dieſen
ganzen Steuergeſetzen iſt nur davon die Rede, daß

die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung aufrechterhalten
wird, iſt nur davon die Rede, wie man den e wäſcht und ihn
nicht naß macht, wie man die Steuerlaſten deckt, in dem man zag-
haft auch an das Kapital und an das Einkommen herangeht, aber
ihm ſa nicht die Lebensader unterbindet, damit er weiter die
Möglichkeit behält, ſich neue Profite zu ſchaffen und von neuem
ſo unheilſtiftend zu wirken, wie es bisher gewirkt hat.

Der engliſche Ethiker Carlyle ſagte einmal das ſchöne Wort:
Arbeiten und nicht verzweifeln Wir Sozialiſten
ſagen auch: arbeiten! Aber

arbeiten für den Sozialismus.
Dann werden die Arbeitsmaſſen draußen nicht verzweifeln, dann
werden ſie Luſt und Mut bekommen, weiter zum Aufbau einer
neuen Wirtſchaftsordnung, einer neuen Gemeinſchaft. (Sehr
wahr! b. d. U. S.)

Wenn Herr Erzberger meinte, die Schulden werden Deutſch
land zu einem einigen gen Staatsweſen einigen, ſo gehe ich
weiter und ſage: ich bin überzeugt, daß dieſe Finanznot, dieſerwirtſchaftliche Zuſammenbruch, den der Kapitalismus und
Jmperialismus erlitten haben, führen wird zu der Einigung der
Volksmaſſen im Geiſte des Soziglismus, die uns dahin bringt,
daß wir nicht durch Steuern ſtückweiſe das erſt wieder heraus-
holen, was aus den Arbeitsmaſſen an Mehrwert im Großen weg

iſt, ſondern daß wir eine Wirtſchaftsordnung ſchaffen,
ie von vornherein dafür ſorgt, daß jeder, der da arbeitet, auch in

den Beſitz des Produktes ſeiner Arbeit gelangt, und daß das Ge-
meinweſen ſich ſo blühend und gedeihlich entwickelt, daß auch dieſe
ſchweren Laſten getragen werden können, die durch ihre verruchte
Wirtſchaftsordnung, durch ihre Kriegshetzereien herbeigeführt
worden ſind. (Lebhafter Beifall bei den U. S.)

Halke und Saalkreis.
Halle, den 11. Juli 1919.

Wachſende Willkür.
Unſer in Nummer 149 vom 29. Juni alſo vor veinahe zwei

Wochen unter obiger Ueberſchrift erſchienenen Artikel veranlaßt
den neugebackenen Dezernenten für das Halleſche Polizeiweſen, Herrn
Gerichtsaſſeſſor Könnemann zur Abfaſſung einer ellenlangen Richtig-
ſtellung, die ſich wie eine Anklageſchrift wegen Uebertretung einer
altmodiſchen Polizeiverordnung lieſt. Daß das Mitglied des Handlungs-
gehilfenverbandes, das wegen Verbreitens von Flugblättern feſt
genommen wurde, ſei kein Uebergriff, ſondern ein pflicht und geſetz
mäßiges Einſchreiten des Beamten, weil der Verteiler nicht im Beſitze
der nach dem preußiſchen Preßgeſetz vom 12. Mai 1851 erforderlichen
Erlanhnis war und ſich ſonach ſtrafbar gemacht hat. Jn ausführ-
lichen juriſtiſchen Darlegungen verſucht der Herr Polizeigewaltige
ſodann den Nachweis zu führen, daß das Reichs-Preßgeſetz and das
noch rückſtändigere preußiſche Preßgeſetz durch den Erlaß der Volks-
beauftragten vom 12. November 1918 nicht aufgehoben ſeien, ſondern
noch „zu Recht“ beſtünden. Wir wollen uns mit den Anſichten des
Herrn, die ja aus den Klüberprozeß in allgemeiner Erinnerung ſind,
nicht länger beſchäftigen, da die Gerichtsverhandlung gegen den
Sünder wohl Klarheit ſchaffen dürfte, bemerken aber, daß wir uns
nach dieſer Probearbeit auf allerlei niedliche Dinge gefaßt machen
müſſen. Was dann in dem erwähnten Erlaſſe der Punkt 4: „Meinungs-
äußerung in Wort und Schrift iſt frei“ eigentlich beſagen ſollte, ver
ſtehen wir nicht! Dieſe Unzahl von Behelligungen ſind es ja gerade,
die ſeit jeher die freie Meinungsäußerung unterbunden haben. Ob
wir unſere politiſchen Gegner mit einem Flugblatte geiſtig bekämpfen oder
nicht, das geht die Polizeibehörde herzlich wenig an. Die Polizei
ſollte ſich lieber darum kümmern, daß die Oeffentlichkeit vor den
Schießereien geſchützt wird, die in der letzten Zeit überhand genommen
haben. Da iſt ihr Arbeitsfeld, die öffentliche Sicherheit zu beſchützen
und gegen Geſetzloſigkeit und Willkür auch der Noskegarden ein
zutreten. Es iſt doch ein höchſt kläglicher Verſuch, wenn Herr Könne-
mann es unternimmt, das Attentat auf die ſchriftliche Meinungs-
äußerung damit zu verteidigen, daß im Dezember der A und S-Rat
ebenfalls gegen Geſetzloſigkeit und Willkür eintrat. Es will uns nicht
einleuchten, daß der A.- und S.-Rat unter „Geſetzloſigkeit“ auch das
freie Verbreiten von Flugſchriften verſtanden haben ſollte. O nein,
monatelang hat völlige Bewegungsfreiheit für alle gerade auf dieſem
Gebiete beſtanden, und erſt jetzt wagt ſich der reaktionäre Geiſt bei
der Polizei wieder heraus man wittert Morgenluft für die Umkehr in die
fröhlichen Gefilde des altpreußiſchen Polizeiſtaates. Wenn Herr
Könnemann mir erklärt, nach dem „jetzigen Stand der Rechtſprechung“
würde ſeine Auffaſſung auch von den Gerichten geteilt, ſo mag er
ſchon recht haben. Der „jetzige Stand der m iſt eine
Klaſſenjuſtiz gegen die Arbeiterſchaft ſchlimmſter Sorte. Wir halten
es für ganz ausgeſchloſſen, daß die Stadtverordnetenverſammlung
dieſen ſchwarz- weißen Reaktionär etwa als Leiter der Polizeigeſchäfte
beſtätigen ſollte.

Keine Auslöſung der Bergarbeiter.
Die Bemühungen des Magiſtrats wegen Weitergewährung von

Reichs und Staatszuſchüſſen für die den Bergarbeitern aus Mitteln
der Erwerbsloſenfürſorge bewilligte und für die Zeit vom 4. Februar
bis 4. April ausgezahlte ſogenannte Auslöſung ſind vergeblich ge
weſen, weil nach Anſicht der Staatsregierung die Zahlung ſich auf
Grund der für die Erwerbsloſenfürſorge ergangenen Vorſchriftennicht rechtfertigen läßt und daher ſowohl für Nachzablungen als auch

für die Zukunft Reichs und Staatszuſchüſſe nicht mehr bewilligt
werden können. Eine weitere Auszahlung der Auslöſfung über den
4. April hinaus kann daher nicht mehr erfolgen.

Der Magiſtrat als auch der Regierungspräſident haben das vom
Arbeiterrat geſtellte Geſuch, den im Geiſeltale arbeitenden Bergleuten
eine Entſchädigung für ihre Hin- und Rückfahrt gewähren zu wollen,
befürwortet. Die Regierung aber in ihrer jetzigen Zuſammenſetzung
erkennt die Notwendigkeit der Maßnahme nicht an; man verſchanzt
ſich hinter allerhand Formalien, um ſich zu drücken. Das kommt
aber daher, weil die „Sozialiſten“, die da jetzt „Regierung“ marfieren,
nichts zu ſagen haben, daß die Gewalt nach wie vor in Händen von
Geheimräten liegt, die mit der Kapitaliſtenklaſſe aufs engſte ver
brüdert iſt.

Bauarbeiter. Auf die morgen, abends 8 Uhr, im Volkspark
ſtattfindende e wird beſonders KollegeHeckert-Chemnitz ſpricht über das aktuelle Thema: Die Soziali-
ſierung des Baugewerbes. Kein Baunarbeiter darf fehlen!
Ortsverwaltung.

Tagesordnung für die Sitzung der Stadtverordneten am Mon-
tag, den 14. Juli, nachmittags 4 Uhr. Oeffentliche Si r n g.
Erhöhung der Gaspreiſe; Erhöhung der Waſſergebühr; Antrag
auf Ergänzung der Theaterdeputation; Aenderung der Hundeſteuer-
ordnung; Antrag auf Entſchädigung für Uniformen; Erhöhung von
Kleidergeld; Verteilung der Zinſen des Schmidtſchen Legates;
Haushaltsplan der Bethcke-Lehmann-Stiftung; Haushaltsplan für
1919: Schlacht und Viehhof, Grube Karl Ernſt, Friedhofsverwal-
tung, Höhere Schulen, Peſtalozziſchule, Allgemeine Schullaſten;
Geſuch um t zur Einrichtung eines Familienbades;
Anfrage wg des Badens im Florabad; Geſuch um Gehalts-
regelung; Geſuch um Wiedereinſtellung oder Bewilligung einerEente; Geſuch um Lohnnachzahlung; Veſchwerde über eine Ent-

ſcheidung des Mieteinigungsamtes; Geſuch um Bewilligung der
Teuerungszulage.

Trübe Ausſichten für die Kohlenverſorgung. Beim Reichs
wirtſchaftsminiſterium hat mit Vertretern der Reichs- und Lan-
desbehörden eine Beſprechung über die Kohlenlage ſtatt

efunden, in der von berufener Seite ein Bild der augenblicklichen
zerhältniſſe und der für den Winter zu erwartenden Verſorgung

gegeben wurde Danach iſt die Lage äußerſt ernſt. Die Eiſen-
bahnen und die Gaswerke haben bisher in dieſem Jahre im
Gegenſatz zum Vorjahr keinerlei BVeſtände für den Winter an-
ſammeln können, und auch für den Hausbrand iſt die Herau-

Die

m von Wintervorräten bisher micht möglich z C
ohgen des gewaltigen Rückganges der Förderung und im Verehrsweſen werden darum erſt im kommenden Vier in er

vollen Schwere auf dem deutſchen Volke laſten, zumal die Aus
ſichten auf eine demnächſtige erhebliche Steigerung der
gering ſind. Hinzu kommt, daß bekanntlich der Friedensvertrag
die Lieferung rieſiger Kohlenmengen an die Entente vor ieht. Wir
haben alfo für den Winter zu erwarten: in Stadt und Land eine
bedeutend ſchlechtere Hausbrandlieferung als im Vorjahre, be
dentend lſchlechtere und ungleichmäßigere Verſorgung der Gaswerke und der Elektrizitätswerke, Verringerung der Fufuhren an

die Jnduſtrie in einem Maße, das einſchneidende Arbeitsloſigkeit
und Verringerung der Erzeugung ſelbſt wichtiger Jnduſtrien un
vermeidlich erſcheinen läßt.

u Zenreae tung der Seifenverardnung. Durch erhöhte r
von Fetten und Oelen an die deutſche Seifeninduſtrie wird es möglich,
die deutſche Seifeninduſtrie auf eine neue Grundlage zu ſtellen und
die den Verbrauchern zugeteilten Mengen qualitativ erheblich zu verz
beſſern. Unter den neuen Verhältniſſen wird die Seifenverſorgung
nach folgendem Programm erfolgen

1. Die bisherige K.-A.Seife wird in Zukunft ohne Seifenkarte ab
gegeben. Bei Beibehaltung des bisherigen Preiſes iſt ihr ine
von 16 auf 25 Prozent erhöht worden. 2. Das K.-A.-Seifenpulver
wird unter Verdoppelung des bisherigen Fettgehalts mit monatlich125 Gramm auf den Seifen ulbergbſchngt der Seifenkarte geliefert.

Der Preis erhöht ſich auf Mark 0,45 für Pfund-Paket. 3. Es
wird eine einwandsfreie Kernſeife von Friedensqualität (60 Prozent
Fettgehalt) in Doppelſtücken von 200 Gramm oder in einfarhen
100-Gramm- Stücken hergeſtellt. Das 100-Gramm-Stück wird zum
Preiſe von Mark 0,80 geliefert. Als Feinſeife wird eine gute polierte
Toilettenſeife (80 Prozent Fettgehalt) im Stückgewicht von 100 Gramm
geliefert. Für die Selbſtraſierer wird an Stelle der Feinſeife einwand
freie Raſierſeife zur Verfügung geſtellt. Das 100-Gramm-Stück Fein-
ſeife wird zum Preiſe von Mark 1,20, das 50-Gramm-Stück Raſier-
ſeife zum Preiſe von Mark 0,60 berechnet. Die unter 3 genannten
Erzeugniſſe werden uur gegen Seifenkarte geliefert, und zwar gegen
die Feinſeifenabſchnitte der Seifenkorte. Angeſichts dieſer vorläufig
nur in Ausſicht ſtehenden Verbeſſerungen empfiehlt es ſich für die
Verbraucher, vom Kauf ausländiſcher Seifen im Schleichhandel nach
Möglichkeit abzuſehen, da durch die Neuregelung der deutſchen Seifen-
verordnung in Kürze ein erhebliches Sinken der bisherigen Wucher-
preiſe zu erwarten iſt.

Verordnungen über den Verkehr mit Pferdefleiſch. Unſer Magi-
ſtrat ſorgt tatkräftig für die Ernährung! Jetzt hat er erſt wieder

zwei Verordnungen herausgegeben, in denen bis auf das kleinſte
Tüpfelchen und bis auf den letzten Hufnagel alles, was den Handel
mit Pferdefleiſch betrifft, vorbildlich geregelt ift. Die Verord-
nungen ſind ſo umfangreich, daß man beinahe ein ganzes Pferd
mit dem Papier einwickeln könnte. Alles iſt großartig in Ordnung,
bloß die Liliputration, die es geſtern gegeben hat, ſteht nicht im
Verhältnis zu der Größe der Verordnungen.

Soziale Hygiene und Arbeiterſchaft. Hygieniſche h
der Zukunft nennt Prof. Schmidt-Halle eine Arbeit in der Deut
ſchen Mediziniſchen Wochenſchrift (1919 Nr. 17). Die Geſundheits-
geſetzgebung hat nicht. nur, ſo ſagt er, für die Bekämpfung gemein-
gefährlicher Erkrankungen, ſondern auch für die Bekämpfung der
leichtſinnigen oder fahrläſſigen geſundheitlichen Schädigung des
Nebenmenſchen vermehrte Sorge zu tragen. Gewerbehygiene
müßte von ſozial-hygieniſchen Jnſtituten aus gehandhabt werden.
Auch ſei die hygieniſche Fortbildung von Fabrik-, Gewerbe- und
praktiſchen Aerzten Aber ebenſo notwendig iſt eine
Kontrolle dieſer e lene rbeit durch die, die an der Durch
führung das größte Jntereſſe haben. Das können wir an der
ganzen Unzulänglichkeit erkennen, die die ſoziale Hygiene heute
trotz der bereits beſtehenden Einrichtungen und Beſtimmungen
aufweiſt.

Stadttheater. Heute, Freitag, gelangt Der Zigeunerbaron zur
Aufführung. Sonnabend Wilhelm Tell, Sonntag, nachmittags 32 Uhr,
wird als Volksvorſtellung bei ganz kleinen Preiſen die Bauernkomödie
Der G'wiſſenswurm von Anzengruber gegeben. Abends 7 Uhr
Martha, Montag: Alit- Heidelberg.

Der Ring des Nibelungen. Wie bereits bekannt, findet in den
Tagen vom 15. bis 22. Juli eine Geſamtaufführung des Ring des
Nibelungen von Richard Wagner ſtatt, und zwar am 15. Juli
Das Rheingold, 17. Juli Die Walküre, 19. Juli Siegfried, 22. Juli
Götterdämmerung mit hervorragenden Gäſten in ſämtlichen Haupt-
partien. Kammerſängerin Zdenka Faßbender-Mottl, München, ſingt
die Partien der Brünhilde in Walküre, Siegfried und Götterdämmerung.Kammerſängerin Frieda Schreiber, Leipzig: Erda in Rheingold und
Siegfried, Fricke in Walküre und Waltraute in Götterdämmerung.
Lilly Hafgreen-Waag, Berlin Sieglinde in Walküre und Gutrune in
Götterdämmerung. Kammerſänger Fritz Vogelſtrom, Dresden Loge
in Rheingold, Siegmund in Walküre, Siegfried in Siegfried undGötterdämmerung. Kammerſänger Friedrich Plaſchke, Dresden
Wotan in Rheingold und Walküre, Wanderer in Siegfried und Gunther
in Götterdämmerung. Kammerſänger Georg Zottmayr, Dresden
Faſolt in Rheingold, Hunding in Walküre, Fafner in Siegfried und
Hagen in Götterdämmerung. Ernſt Poſſony, Leipzig: Alberich in
Rheingold, Siegfried und Götterdämmerung. Eugen Albert, Leipzig:
Mime in Rheingold und Siegfried. Hans Müller, Leipzig Fafner
in Rheingold. Die muſikaliſche Leitung aller vier Abende hat Kapell-
meiſter Fritz Reiner vom Landestheater Dresden übernommen.

Exzeß in einer Wirtſchaft. Jn der Nacht zum 9. Juli be-
traten zwei unbekannte Männer die Wirtſchaft Zum Leuchtturm. Nach
kurzem Wortwechſel mit dem Sohne des Beſitzers bedrohten ſie dieſen
mit Totſchlag. Es kam auch zu Tätlichkeiten, wobei einer der Männer
von dem Sohne mit einer Piſtole in den Kopf geſchoſſen wurde.

Stadtbad. Jm Stadtbad badeten im Mongt Juni insgeſamt
43 190 Perſonen gegen 38217 im ſelben Monat des Vorjahres und
zwar männliche 25866, weibliche 17324. Schwimmbäder nahmen

Wannenbäder 13708, Brauſebäder 4779 und Römiſch-iriſche
Bäder 394.

Die Aufgaben der Arbeiterräte. Die berühmte, von der Regie-
rung ausgehaltene Zentralſtelle für Heimatdienſt, macht im Anzeigenteil
bekannt, daß ein Jngenieur Ehreck über „die Aufgaben der Arbeiter-
räte“ morgen abend ſprechen wird. Unſere Partei hat die Aufforderun
bekommen, einen Diskuſſionsredner zu ſchicken; ſie hat dies natürli
einmütig abgelehnt. Demnächſt wird, wie bereits in der letzten Mit-
gliederverſammlung bekanntgegeben wurde, Genoſſe Koenen über dieſes
Thema referieren, worauf wir alle Genoſſen jetzt ſchon darauf auf-
merkſam machen.

Volkspark. Morgen, Sonnabend, abends 8 Uhr, findet ein Großer
bunter Abend ſtatt. Auf das Sonntag, den 13. Juli, ſtattfindende
Gartenkonzert wird gleichzeitig hingewieſen. Beide Veranſtaltungen
ſind beſtens zu empfehlen.

Diſtriktsverſammlungen im Saalkreis.
Zſcherben. Sonntag, den 13. Juli, nachmittags 3 Uhr, im Gaſthof

von Boltze.
Sennewitz. Sonnabend, den 12. Juli, im Gaſthaus Schwarzer

Adler.
Kleinkugel. Sonntag, den 13. Jnli, nachmittags 2 Uhr im

Gaſthof Barth, Kleinkügel. Dringend notwendig iſt es, daß unſere
Gemeindevertreter und Arbeiterräte vollzählig erſcheinen.

Ammendorf. Bergmannslos. Am Mittwoch ereignete ſi
auſ der Grube v. d. Heydt- Ammendorf ein tödlicher Unglücksfa
Der Häuer Karl Brelle aus Halle a. S. wurde durch das Herein
brechen „ſchlämmernden Gebirges“ verſchlämmt. Mit der Bergungs-
arbeit wurde ſofort begonnen und nach 12 Stunden wurde der Leich
nam des Häuers zutage gefördert.

Radewell. Gemeindevertreterſitzung. Die Ergänzungs-
vorlage zum Kanalbau, Kurzegaſſe, wurde der Bankommiſſion über
tragen, die den Zuſchlag erteilen ſoll. Der Antrag der Kriegs
beſchädigten wurde gutgeheißen. Dieſe ſollen auch weiterhin berück-
ſichtigt werden. Die Sätze für die Gemeindeeinkommenſteuer für das
Rechnungsjahr 1919 20, nach dem Geſetz vom 11. Juni 1919, wurden
ohne Widerſpruch angenommen. Die Perſonen, die weniger als



er eine Rede halten müſſen.
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inderbemittelten zu tragen. Ueber die a Strompreiſes ſi
üJ ſoll nochmals mit der Straßenbahn prache genommen
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Benndorf. Gemeindevertretung. Es wurde beſchloſſen, von
einer Staffelung der abzuſehen, da der d dieErmäßigung der unteren Sätze entſtehende Ausfall nicht
werden könnte, weil in Benndorf nur ein einziger in Frage kommt,
der mehr als 6500 Mk. Einkommen verſteuert. Jedoch ſollen die
fingierten Steuerſätze bis zu 4 Mk. in Wegſall kommen und auch die

nate, Fritſche 8 Monate und 2 nate Gefängnis
rteidiger Dr. Pfeifer Halle plädiert für ſämtliche C

a iſpruch. n der Rechtswidrigkeit und die Ab
Gewalttätigkeit habe bei keinem vorgelegen. Er ſtellte ver-ſchiedene Unſtimmigkeiten in der treten feſt und bezeichnet

die Angeklagten als beſonnene Führer und ehrbare Menſchen. Die
Behörde habe bei dieſer Anklage einen Mißgriff getan. tDas Urteil lautete: Brand 3 Monate, ca und Reinhardt

gegen Brand, Ecke r a a Zpat-, e Reichardt 5 Mo
n

gedeckt Monate, Fritſche 6 Monate und O. Kunert 2 Wochen Gefängnis.
Die übrigen Angeklagten werden freigeſprochen. So iſt denn
die große Sangerhäuſer Sache“ in ein Nichts vſanmengebrochen

Wir halten auch dieſe Verurteilung für nicht gerechtfertigt, denn nach

Kriegsbeſchädigten nur nach ihrem tatſächlichen Einkommen beſteuert
werden. Eine ſcharfe Ausſprache zeitigte ein An des Orts erfolgen. Tvorſtehers auf Bewilligung von Koſten zum Umbau e Peinen uſe

zwecks Herſtellung eines Der Bitterfeld. Stadtverordnetenverſammlung. Zuartezimmers ſpr Schulzenamt.
vorſteher war taktlos genug. en 37 itz bei der Ausſprache über P

egen, obrdieſen Punkt nicht
wurde. Der Antrag wurde ſchließlich angenommen. Es
ſchloſſen, 15 Zentner Auslandsmehl zu kaufen, die der Gemeinde an
e worden ſind. Zum Schluß reichte Genoſſe Arndt einen vone s Gemeindevertretern unterzeichneten Antrag, worin den Schöffen

Blankenburg und Karbaum das Vertrauen abgeſprochen wurde, ein.
Karbaum war nicht anweſend, Blankenburg erklärte, ex ege ſein Amt
freiwillig nicht nieder. Die Eingabe wird un e den Landrnt
weitergegeben werden. J

Stadttheater.
Achtes Sinfonie- Konzert. Das Roſfé-Quarkekt iſt ein En-
ſemble, dem der Stempel des Jndividuellen aufgeprägt iſt. Ein
künſtleriſch verklärtes Muſizieren ſpricht aus ihren Vorträgen alle
Tugenden, die man namhaft macht, wenn man von einem voll
kommenen „Quartett“ redet, ſind dieſer Vereinigung eigen. Es
offenbart ſich in ihren Darbietungen ein ſo idealer Geiſt der Hin
gebung an das Kunſtwerk, eine ſo reine Darſtellung des von ſeinem
Schöpfer Gewollten, daß man völlig im Banne des Dargeſtellten
ſteht, ſich unmöglich mit der Betrachtung einzelner Vorzüge dieſes
oder jenes Spielers zu befaſſen vermag. Muſtergültig iſt vor allem
die Phraſierung, für die immer der Bau des Ganzen ausſchlag-
gebend iſt, nicht die Sonderbedeutung der einzelnen Stimme alles
iſt auf das feinſte abgeſtimmt, ausgeglichen und abgewogen. Neben
Haydn und Mozart war Beethoven auf der Vortragsfolge mit dem
großartigſten Quartett der Geſamtlitexatur, dem Cis-Moll-
Quartett Opus 131 vertreten. Der Me ſelbſt hielt dieſes
Quartett für ſein bedeutendſtes. Es darf hier l einmal her
geſetzt werden, daß Beethoven nicht in ſeinem urwüchſigen r
und in beißender Weltironie auf die Partitur, die er ſeinem
Verleger Schott ſchickte, die Ueberſchrift ſetzte: „Viertes Quartetr,
von den Neueſten, für zwei Violinen, Bratſche und Violoncell.
Zuſammengeſtohlen aus Verſchiedenem; Dieſem
und Jenem.“ In glänzender Weiſe verſtanden es die Wiener
Gäſte, dem charakteriſtiſchen Beethovenſchen Stimmungswechſel
gerecht zu werden. Mozarts Quartett in D-Moll (Köchel 421) ſpiel-
ten die Künſtler zum Entzücken aller mit einer verſchwenderiſchen
Fülle von Ausdrucksnüancen und blendendem Ton. Die ſehr

vohl es verſchiedentlich verlangt
wird be

ſchöne Wiedergabe dieſes Mozart hob die tiefelegiſchen, tiefleiden-
ſchaftlichen Elemente, die in jedem Werke des angeblich nur apolli-
niſchen, göttlich heitern Meiſters ſtecken, mit vollem Bewußtſein
hervor. Daß unter dieſen Umſtänden auch Hahdns Quartett ODur
Opus 54 Nr. 2 eine ebenſo vortreffliche Wiedergabe erhielt, iſt wohl
ſelbſtverſtändlich. Die Befriedigung der Zuhörer war groß und
äußerte ſich in ſtarkem Beifall und wiederholtem Hervorruf.

Arns der Provinz.
Viel Lärm um nichts. A.

„Spartakiſten in Sangerhauſen“, ſo hieß es nach dem 13. Jannar
in allen bürgerlichen Blättern der Umgebung. An dieſem Tage hatten
nämlich die Sangerhäuſer Arbeiter gegen die bſetzung der Schwerſt
arbeiterzulage und gegen die gemeine Schreibweiſe ſder Sanſglerhäuſer
Zeitung, demonſtriert. Dem Faß den Boden ausgeſchlagen hatte
ein Aufruf der Deutſchnationalen Partei im genannten Blatt, in dem
die Sozialdemokratie mitſamt ihrem verſtorbenen Führer Bebel, in
der erbärmlichſten Weiſe beſchimpft wurde. Als der Demonſtrationszug h
die Schneider'ſche Druckerei paſſierte, begab ſich eine Deputation zum
Beſitzer der „Sang. Ztg.“, während einige jüngere Demonſtranten
die fertige Zeitung aus dem Betried ſchleppten und ſie auf der Straße
in Brand ſteckten. Auch den Redakteur Felz, der in jeder Zeitungsnummer in der verletzendſten Weiſe gegen die Arbeiterſchaft loszog,
holte man, „vermöbelte“ ihn ein wenig, führte ihn nach dem Markt-

latz, wo er in einer Anſprache die Beleidigungen gegen die Arbeiter
zurücknehmen mußte. Nachdem das geſchehen, brachten einige Genoſſen
den Felz wieder nach Hauſe, und er nahm ſeine Tätigkeit ſofort wieder
auf. Die Demonſtranten gingen hierauf ihrer Arbeit wieder nach.
Das war der „Spartakiſtenputſch“ von Sangerhauſen, den man in die
Welt Natürlich wurde die ganze Geſchichte zu einem
Landfriedensbruch aufgebauſcht und von der bürgerlichen Geſell
ſchaft ſtrengſte Sühne verlangt. Auch wurde ſofort der Druckereibetrieb,
das Rathaus und der Bahnhof von Regierungstruppen beſetzt, um
den „Spartakiſten“ das Handwerk zu z Jhre Angſt war unbegründet.Die Vorunterſuchung gegen die ebeliäter“ dauerte recht lange;
die Behörde wußte anſcheinend ſelsſt nicht, wem ſie den Prozeß
machen ſollte. Nach 7 Monaten glaubte man endlich die Richtigen“
gefunden zu haben. Es hatten ſich am Mittwoch die Genoſſen Stein
ſetzer Brand, Former Miehe, Lagerhalter Hoff, Lagerhalter Arndt,
Schloſſer Ecke, Former Reinhardt, Arbeiter Otto und Kurt
Kunert, Tiſchler Schürzeberg aus Sangerhauſen und Heizer
Pritſche aus Oberröblingen vor der Nordhäuſer Strafkammer wegen
Landfriedensbruchs zu verantworten.

Es war viel Lärm um nichts. Die Anklage brach völlig zuſammen,
Den Angeklagten konnte faſt nichts nachgewieſen werden. Sie er-
klärten einhellig, daß die Demonſtration, die zunächſt gegen die ſchlechte
Lebensmittelverſorgung geplant war, ſich auch gegen die Haltung der
Sangerh. Ztg. e ſyſtematiſcher Beſchimpfung der Arbeiterſchaft
gerichtet habe. Jhr Beſtreben wäre vor allem geweſen, von dem Verleger
Schneider eine Erklärung über die künftige Haltung der Zeitung zu
erlangen und einem Genoſſen die Vorzenſur zu übertragen. An den
Tätlichkeiten gegen Felz und an der Vernichtung der Zeitungen wollen ſie
alle nicht beteiligt geweſen ſein. Vielmehr hätten ſie zur r emahnt
und die unbefugten Perſonen aus dem Betrieb gebracht. Dieſe Angaben
wurden zum größten Teil von den 40 Zengen beſtätigt. Nur Brand,
Ecke, Reinhardt und Fritſche. So ſoll Brand den Verleger Schneider
mit „meineidiger Kerl“ bezeichnet, Ecke und Reinhardt ſollen Aus
trägerinnen die Zeitungen weggeriſſen haben und Fritſche ſoll der
Macher von der ganzen Sache geweſen ſein, weil er auf dem Markt
platz einige Worte an die Menge gerichtet. Aus den langweiligen und
unwichtigen Zeugenvernehmungen heben wir die Ausſagen der Zeugen
Schneider und Felz heraus: Schneider erklärt, daß er mit einer
Deputation verhandelt und auch das Recht eingeräumt habe, dieZeitung vor dem Druck durchzuſehen. gaß Felz recht ſcharf ge
ſchrieben, gab er zu, das ſei aber auf die ſcharfe Schreibweiſe des
Halliſchen Volksblattes zurückzuführen. Er habe aber den
Redakteur ſehr oft gebeten, alle Schärfe, die zu Differenzen mit der
Arbeiterſchaft führen könne, zu vermeiden. Den entſtandenen Schaden
beziffert er auf 1000 Mk. Felz will ſchon auf dem Hofe mit Fauſt
ſchlägen und Fußtritten empfangen ſein. Wiederholt ſei gerufen:
„haut ihn“, „ſchlagt ihn u. a. m. Dann ſei
er von den Demonſtranten mitgeſchleppt und am Marktbrunnen habe

nun ſei er von einigen Arbeitern in
der beſten Weiſe wieder nachhauſe gebracht. Wer die Schläge aus
geteilt und wer die Zeitungen aus dem Betriebe geholt, können beide
Zeugen nicht ſagen.

Der Staatsanwaltsvertreter glaubt aus der zuſammengebrochenen
Beweisaufnahme doch noch die Tatbeſtandsmerkmale des Landfriedens-
bruchs herauskriſtalliſieren zu können und weiſt das „objektiv“ und
„ſubjeltiv“ nach. Die Führer hätten wohl das beſte gewollt, dochhätten ſie die unge Maſſe nicht in der Hand gehabt. Er

nicht in ihrem

rotokoll erklärt Stadtv. Herrmann, daß der Ankauf des Luft-
r Gutes nicht abgelehnt würde wegen der Höhe des Preiſes,

r von 400 000 Mk. auf 375 000 Mk. reduziert war, ſondern weil
die Ausbeutung der Aecker durch das Anwachſen der Jnduſtrie
nicht mehr in dem Maße möglich ſein wird als bisher und der
Kauf ſich deshalb nicht rentiere. Sodann wird der Stadtv. Braun
an Stelle des zum Stadtrat gewählten Rektors Zurhoſe in ſein
Amt eingeführt. Als Fachmann wurde der Stadtbaurat in die
Wohnungskommiſſion gewählt und ihm Sitz und Stimme zu
ebilligt. Bei dieſer Gelegenheit gab Beigeordneter Fruhner ein
urzes Bild über die Tätigkeit der Kommiſſion, die man bisher

als befriedigend bezeichnen könne. Genoſſe Stadtv. Wittan ver-
langt mehr Rechte für die Kommiſſion. Zur Linderung der Woh
nungsnot wurden 10 000 Mk. bewilligt. Dieſe Summe findet
Verwendung zum Ausbau von Dachwohnungen und zum Ausban
der großen unbewohnten Räumlichkeiten der Alleinbewohner von
Villen. Zum Umbau des Ratskellers in Bureauräume wurden
15 000 Mk. bewilligt. Beijgeord uhner ſtkizzierte kurz die
Vorlage. U. a. wird in dar des Herrn Stammer das
Lebensmittelbhureau verlegt. Genoſſe Stammer iſt bekanntlich
als Vorſitzender des Arbeiterrates im Rathauſe, wo erhält der
Arbeiterrat jetzt ſein Zimmer? Oder glaubt man, durch die Wahl
des Genoſſen Stammer zum Stadtrat hat der Arbeiterrat ſeine
Exiſtenzberechtigung verloren?) Stadtv. Genoſſe Goedeke regt
an, den Seitengiebel an der Kaiſerſtraße auszubauen. Ein von
den Sozialiſten eingebrachter Antrag wegen Ferien für ſtädtiſche
Arbeiter wurde dem Magiſtrat überwieſen. Es wird noch immer
Klage darüber geführt. daß die Radfahrer den Bürgerſteig zum
Nachteil der übrigen Einwohner belaſten; das Publikum wird ge
beten, mit dafür zu ſorgen, daß dieſes Unweſen bald ſein Ende hat.

Ver hinderte Schiebung. Am Dienstag abend
wurden auf Veranlaſſung der Kommiſſion zur Bekämpfung des
Schleichhandels und des Wuchers durch die Polizei 148 Pfund
Mehl bei einem Altwarenhändler in der Halliſchen Straße be-
ſchlagnahmt. Das Mehl ſollte nach Halle verſchoben werden.

Zörbig. Parteiverſammlung. Genoſſe Baumgarte gab den
Bericht von der Kreiskonferenz; bei der Debatte kam zum Ausdruck,
daß in Zörbig und Umgegend mehr Agitation für die Partei gemacht
werden muß, und es ſollen in den nächſten Tagen mehrere Ver-
ſammlungen einberufen werden. Die Erregung in der Bevölkerung
iſt ſehr ſtark wegen der hohen Lebensmittelpreiſe, beſonders wegen
des ausländiſchen Schweinefleiſches, daß hier am Orte am teuerſten
iſt, ebenſo Weizenmehl. Auch Kirſchen kann man ſich nur als Deli-
kateſſe leiſten. Es iſt der ärmeren Bevölkerung, insbeſondere kinder
reichen Familien unmöglich, derartige Preiſe zu zahlen. v hätte
die Stadtverwaltnng eingreifen müſſen und Preiſe feſtſetzen ſollen, die

den hieſigen niedrigen Löhnen im Einklang ſind. Die Stadt iſt

achtvertrage verpflichtet, das Obſt zu annehmbaren
Preiſe an die hieſige Bevölkerung abzugeben. Aber wenn die Er-
regung weitergeht, und das Volk zur Selbſthilfe ſchreitet, dann
jammern die Junker und Bürger über den elende Pöbel und rufen
„Noske hilf“ oder ſchreien nach der Einwohnerwehr. Aber ſchon
rechtzeitig niedrige Preiſe feſtzuſetzen, das kommt ihnen gar nicht in
den Sinn. Der Arbeiterſchaft rufen wir zu, einmütig Proteſt dagegen
einzulegen, damit die Stadt die Preife für Lebensmittel herabſetzt.

Pouch. Gemeinderat. Einen ziemlich erregten Verlauf
nahm die am 4. Juli ſtattgefundene Sitzung. W Genoſſen

atten den Antrag geſtellt: 1. Eine jede Perſon des Ortes hat An
ſpruch auf Kirſchen; 2. wir wünſchen nicht, daß die Verpachtung
rer erfolgt, denn dadurch erhält nur ungefähr ein

iertel der Ortseinwohner Kirſchen zu billigem Preiſe und
e Quantum, dagegen erhalten die Armen, welche nicht

ieten können, nichts. Dem ſoll abgeholfen werden durch folgen
des: 1. Ein Pächter, der Einwohner des Ortes, zugleich aber auch
Kriegsinvalide iſt, ſoll die Kirſchen pflücken und der Gemeinde
für das Pfund 30 Pf. zahlen; 2. er verkauft ſie zu 50 Pf. nur an
die Gemeindemitglieder auf Brotkarte, erſtmalig zwei Pfund pro
Kopf; 3. er ſtellt Kaution (300 Mk.) und verpflichtet ſich, ſeiner
Sache gewiſſenhaft nachzukommen, denn die Kaution geht ver
loren, ſobald ihm etwas nachgewieſen wird; 4. die Kirſchen wer-
den in den Stunden der Pflückung nicht verkauft, ſondern werden
erſt nach der Arbeit von einem Mitglied der Lebensmittelkom-
h gewogen. Auf dieſe Weiſe erhält der Arme nicht zu wenig
und der Bemittelte nicht zu viel, Es iſt allen Einwohnern gleiches
Recht J Doch ſchwer wurde es uns trotzdem gemacht, dieſe
ſoziale Anſchauung in die Köpfe der Gegner einzupflanzen, es
mußte erſt grobes Geſchütz aufgefahren werden. Bei der Abſtim-
rn blieben drei Gegner r darunter zwei Arbeiter, bei denen
der Egoismus wahrſcheinlich vorherrſchte. Dann wurde über
die Säumigkeit des Amtsdieners geſprochen, der nicht getan hat,
was von ihm verlangt wurde. Er hat durch Ausrufen die Be-
kanntmachungen zu beſorgen, iſt dem aber nicht pünktlich nach-
ekommen. Es wurden ihm daraufhin durch Abſtimmung ſämt-
iche Einnahmen, die er aus der Gemeinde bezieht, entzogen. Die

Brotkartenausgabe erhält ein Kriegsinvalide, das Ausrufen wird
einem Ortsarmen übertragen. Zuletzt wurde noch eine Wohnungs-
kommiſſion gewählt, die aus fünf Perſonen beſteht und die Pflicht
hat, alle erfaßbaren Wohnungen in einer Liſte zu führen, und an
die ſich alle Wohnungſuchenden zu wenden haben. Es wurden
noch etliche ſchriftliche Anfragen erledigt, damit ſchloß die von
Ortseinwohnern etwas beſſer beſuchte Verſammlung, die wieder
um den Gemeindemitgliedern gezeigt haben wird, daß die un
abhängigen Gemeindevertreter ſich redlich bemühen und verſuchen,
allen gerecht zu werden, ſo gut ſie es vermögen. Dies hat die
Kirſchenverpachtung bewieſen.

Eisleben. Kreisgewerkſchaftskartell. Gen. Puſtelni ver
las in der kürzlich abgehaltenen Hauptverſammlung des Kreisgewerk-
t r verſchiedene Schreiben, u. a. vom Geſangverein Freier
Männerchor und vom Gen. Pella. Die Streitigkeiten zwiſchen den
Geſangvereinen Freier Männerchor und Hoffnung ſollen in einer
demnächſt ſtattfindenden Vorſtändeſitzung geregelt werden. Ein
Schreiben vom Oberbürgermeiſter wegen der Proteſtverſammlung über
die hohen Obſt- und Gemüſepreiſe rief eine lebhafte Diskuſſion herbei
Den Kaſſenbericht erſtattete Gen. Seffner. Die Einnahme betrug
im 2. Quartal 1109,83 Mark, die Ausgabe 263,65 Mark, bleibt ein
Kaſſenbeſtand von 846,18 Mark, einſchließlich des Sparguthabens von
754,32 Mark. Die Kaſſe iſt geprüft und für richtig befunden worden.
Gen. Hendrich ſprach über das Programm des Gewerkſchaftsfeſtes und
erſuchte die auswärtigen Delegierten, kräftig mitzuarbeiten, damit ſich
dieſes Feſt zu einer wuchtigen Demonſtration geſtaltet. Auch hieran
knüpfte ſich eine lebhafte Diskuſſion. Die Ordner ſollen am 19. Auguſt
zu einer Beſprechung zuſammentreten. Ein Antrag der Holzarbeiter
auf Gründung einer Werkſtattkontrollkommiſſion verurſachte eine leb-

doch ſelbſt n e der Obſtanlagen, warum werden die Oebſter

Stunden täglich beſchäftigt. Der Antrag, der Kartellvorſtand und die
Vorſtände einzelnen Gewerkſchaften mögen eine Kommiſſion
gründen, wurde angenommen. Gen. Hendrich kritiſierte die ohne
Wiſſen der Verbandsleitung einberufenen BergarbeiterkonferenzenDie Verbandsleitung wird in Zukunft derartige Konferenzen nicht mehr

be fwadlen. Die Kartell Delegierten ſchloſſen ſich dem an und beſchloſſen

nan

hafte Debatte. Es werden immer noch Lehrlinge mehr wie acht
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einſtimmig folgendes P am S. Juli, in Eisleben tagende
Kartellplenarverſammlung verurteilt es auf das entſchiedenſte, da
Perſonen, die keinen Auftrag dazu Konferenzen einberufen, mit
dem ausgeſprochenen Zwecke, einen in die Organiſation zu treiben.
Die Ausrede, es handele ſich nicht um Organiſationen, wird ſchon
dadurch widerlegt, daß die die Koſten hierfür zahlen
ſollen. Die Organiſationsleitungen brauchen unter dieſen Umſtänden,
wenn ſie in Zukunft weiter auZgeſchaltet bleiben, keine Diäten für
derartige Konferenzen zu zahlen.“ Gen. Weber erinnerte an das
Bezirksturnfeſt der Arbeiterturnerſchaft am 31. Auguſt und bat die
Eislebener Kollegen, den auswärtigen Turnern an dieſem Tage Logis
zu gewähren. Gen. Böttcher, Lagerhalter des Sangerhäuſer Konſum-
vereins, machte bekannt, daß die Genoſſenſchaft ſtetig wächſt und des-
halb ein zweites Geſchäft am Breiten Weg eröffnet worden ſei. Dort

itglieder auſgenommen werden. Es ſei ein erfreuliches Zeichen,
auch die Eislebener Arbeiterſchaft begriffen habe, daß eine Ge

eine Lebensnotwendigkeit iſt, wie auch die gewerkſchaftliche
und politiſche Organiſation. Jm übrigen erſuchte er die Delegierten,weiter zu agitieren, bis auch der letzte Arbeiter der Genoſſenſchaft an

geſchloſſen ſei. Gen. Friedrich hielt einen lehrreichen Vortrag über
Volkafürſorge und erſuchte alle Delegierten, an dem weiteren Aufbau
der Volksfürſforge mitzuarbeiten, damit den Privatverſicherungen das
Arbeitsfeld entzogen werde und die Arbeiterſchaft vor weiteren Schaden
bewahrt bleibe. Anweſend waren: Bergarbeiter 21, Schneider 1,
Metoallarbeiter 3, Landarbeiter 2, Holzarbeiter 2, Transportarbeiter 2,
Buchorucker 1, Handlungsgehilfen 1, Zimmerer 1, Brauerei- und
Müh'enarbeiter I, Steinſetzer I, Gemeinde und Staatsarbeiter 2,
Eiſenahner 1.

Rothenſchirmbach. Eine völlig verunglückte Aktion war
der Verſuch des Pfarrers Schmidt von Rothenſchirmbach, ſeine Schäf-
chen zu einem Trauergottesdienſt wegen des Gewaltfriedens ein-
zuladen. Trotz öffentlichen Ausklingelns durch den Gemeindediener
var der Beſuch kläglich. Die Einwohnerſchaft von Rothenſchirmbach
hat Wilhelm den Letzten und ſeine Spießgeſellen genügend im Ge-
dächtnis, wie auch des Pfarrers bekannte Durchhaltereden. Sie er-
innert ſich aber auch der 24 Ztr. Getreide (12 Ztr. Roggen, 6 Ztr.
Weizen, 6 Ztr. Gerſte) die der Herr Seelenſorger im
März 1919 erhielt und wovon bei der Reviſion dnich den Arbeiter-
rat im Mai nichts mehr vorhanden war. Die Revolution iſt für
ſolche Leute nur eine unliebſame Epiſode, die nach ihrer Auffaſſung
bald vorübergehen wird. Den Arbeitern aber empfehlen wir, dieſe
Wölfe im Schafspelz unter ſich zu laſſen und kräftig zu wirken für
die U. S. P. und das Volksblatt, im Jntereſſe der zweiten Revolution
und des endgültigen Sieges der Arbejterklaſſe.

Mücheln. Gemeindevertreterkonferenz. Am Sonntag
tagte hier eine Konferenz aller unabhängigen Gemeindevertreter für
Mücheln und Umgegend. Genoſſe Oſterburg-Halle führte in einem
2ſtündigen Vortrage u. a. folgendes aus: Die Gemeindevertreter
müßten auf ein beſtimmtes Ziel hinarbeiten und deshalb ſich auf ein
Programm ſtützen. Die perſönlichen Jntereſſen müſſen den allge-
meinen Platz machen und bei den Vorſchlägen ſollte man ſich nicht
von Sympathie oder Antipathie gegen eine Sache leiten laſſen. Es
müſſe unter allen Umſtänden danach geſtrebt werden, keinen Grund
und Boden der Gemeinde zu veräußern, ſondern den Gemeindebezirk
mehr und mehr zu vergrößern. Er ſtreifte die Rechte und Pflichten
der Gemeindevertreter und des Ortsvorſtandes bzw. Vorſtehers und
ſchlug zur geregelten Zuſammenarbeit eine von ihm entworfene Ge-
ſchäftsordnung vor, welche in jedem Gemeindeparlament eingeführt
werden ſollte. Die Sitzungsprotokolle müßten in Abſchrift oder Ver
vielfältigung jedem Vertreter zugeſtellt werden. Als den größten
Feind der Arbeiterſchaft bezeichnete Genoſſe Oſterburg die Kirche und
ſchlägt vor, als aufgeklärter Arbeiter ſich von ihr zu trennen und als
Gemeindevertreter die Mittel für die Kirche nicht zu bewilligen. Die
Schulgeld- und Lehrmittelfreiheit müßte bald eingeführt werden und
die Schulkinder mindeſtens im Jahre einmal auf ihren Geſundheits-
zuſtand von einem anzuſtellenden Schularzt unterſucht werden. Bei
Aufbringung der Mittel für ſoziale, hygieniſche, ſanitäre und kulturelle
Fortſchritte dürfte nicht die Höhe, ſondern die Notwendigkeit entſheiden. Unſere Sozialpolitik muß für drei Generationen getrennt
werden, und zwar das Kindheitsalter bis zum 20. Lebensjahre als die
zu erziehende und entwicklungsbedürftige Generation, die Generationvom 30 bis zum 50. Lebensjahre als die arbeitende und ſorgende,

und die abſterbende und verſorgungsbedürftige Generation über

der Beweisanfnahme mußte ein Freiſpruch auf de ganzen Linie in alle rationierten ſtädtiſchen Lebensmittel gekauft und auch neue

T

Veranſtaltungen bewilligt werden. Beſonders wies Genoſſe Jrrb r
auf unſere prinzipielle Stellungnahme zum Räteſyſtem hin un
forderte auf, mit allen Mitteln die Arbeiterräte zu erhalten und zu
unterſtützen. Genoſſe Fiedler vom Kreisvorſtand rügte es, daß in der
Konferenz nicht eine einzige Genoſſin anweſend ſei, obwohl doch die
Frau beſonders berufen ſei, auf verſchiedenen Gebieten innerhalb der
Gemeinde erſprießliches zu leiſten. Er machte auf die kommenden
Veränderungen und Neuwahlen der Magiſtrate und Ge meindevorſtände
aufmerkſam. Nachdem noch einigen Vertretern über mehrere Punkte
Aufklärung gegeben worden war, erreichte die Konferenz ihr Ende.

Sangerhanſen. Siadtverordnetenſitzung. Aus der um-
die wichtigſten Punkte erwähnt. Zur Vorbereitung eines neuen Dezer-
nats in der Stadtverwaltung, den Gaswerks-, Elektrizitäts- und
Waſſerwerksangelegenheiten uſw. unterſtehen ſollen, wird eine Kom
miſſion gewählt. Außerdem werden die Koſten eines neuen Adreß-
buches für die Stadt in Höhe von 800 Mk. bewilligt. Die Aufnahme
von 395 000 Mk. Kriegsdarlehn in Raten wird gutgeheißen. Der
Magiſtratsvorlage auf Bildung einer Wohnungskommiſſion und Er-
richtung eines Wohnungsamtes wird zugeſtimmt und der Erlaß der
vorgelegten Polizeiverordnung beſchloſſen. Gewählt werden in dieſe
Wohnungskommiſſion aus der Verſammlung die Stvv. Vollrath und
Paul, aus der Bürgerſchaft die Herren Otto Rauhe, Auguſt Linke
und Frau Garlepp und als Arzt Herr Dr. Schmidt. Zugleich wird
dem Magiſtrat der Antrag unterbreitet, Frau Garlepp als Wohnungs-
pflegerin beſonders ausbilden zu laſſen. Dem Magiſtratsbeſchluſſe
auf Einſtellung eines dritten Flurſchutzbeamten wird zugeſtimmt,
weiterhin wird die Uebergabe des ſtädtiſchen Arbeitsnachweiſes in die
Verwaltung des Kreiſes beſchloſſen. Eine ſehr lebhafte Ausſprache
verurſachte der Punkt betr. Abſchließung eines Vertrages mit der
Siedlungsgeſellſchaft Sachſenland wegen Erbauung von Wohnhäuſern.
Hervorgehoben wurde das Fehlen jeglicher Projektierung der geſamten
Anlage bei dem Vertragsentwurfe. Schließlich einigte man ſich u
Einſetzung einer Kommiſſion, beſtehend aus den Stvv. Vollrath, Pau
und Fröſchke, die das nötige Material beſchaffen ſoll, worauf die
nächſte Stadtverordnetenſitzung endgültig Stellung nehmen wird. Die
Wichtigkeit der Sache erfordert eine genaue Prüfung. Aus den
folgenden Verhandlungen ſei noch hervorgehoben, daß bezüglich der
durch den hieſigen Arbeiterrat aufgedeckten Schwindeleien im ſtädti-
ſchen Nahrungsmittelamte die Stellung des Strafantrages gegen die
Schuldigen bei der Staatsanwaltſchaft beſchloſſen wurde. Hoffentlich
werden auch noch im Intereſſe der Steuerzahler weitgehendſte Schaden-
erſatzanſprüche gegen Schwindler und Aufſichtsperſonen geltend gemacht.

Tollwitz. Nette Zuſtände. Obwohl in der Gemeindevertreter-
ſitzung ein Antrag auf Begründung einer Ortswehr einſtimmig ab-gelehnt worden iſt, geht man jetzt dazu über, heimlich doch etwas

ähnliches anzurühren. Beſonders der Herr Ortsgewaltige hat ſeine
Hand dabei im Spiele. Dieſe Ortswehr beſteht aus Mitgliedern des
Bauernrates, der ſich ſeinerzeit ſelbſt gewählt hat. Dieſer Bauernrat
war es, der die Milchpreiſe erhöhte, wiederum auf Veranlaſſung des
Ortsgewaltigen. Die Einwohner von Tollwitz müſſen dafür ſorgen,
daß bei der bevorſtehenden Ortsrichterwahl ein Mann gewählt wird,
der wirklich das der ſämtlichen Einwohner und nicht nur
das Jntereſſe der Bauern vertritt.

Jeßnitz. Verſammlung. Jn der Dienstag abend hier ſtatt
gefundenen, von der U. S. P. einberufenen Volksverſammlung referierte
Gen. Krauſer, Halle, über die politiſche Lage. Als Diskuſſionsrednermeldete ſich der Kommuuiſt Kindler. Seine Ausführungen wurden
m ſachlicher Weiſe widerlegt, ſodaß er ſich eine gehörige Niederlage holte.

neneHerantwortlich für Polſtik und Darteinachrichten: Karl Vock; für Halle und

G. m. b. H.

50 Jahre. Unter keinen Umſtänden dürfen Gelder für „vaterländiſche“

fangreichen Tagesordnung der Sitzung am letzten Mittwoch ſeien nur

galkreis und für Aus der Provinz: Gottlieb Kaſparek; für AnzeigenSchabe Verla G, m. b. H. Halleſche Gehoſſenſchafte buch
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Stadttheater
Sonnabend, 12. Juli 1915,
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Wilhelm Tell.
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Operetten- Thenter.

Ensemble-Gastspie!
Dir. Felix Neinhardt.
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Zinkemer
in starker Ausführung
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Steinweg 45,
Er. Ulrichstr. 9,
Reſictrasse 1,

Ammendork,
BRahnhoſbtrasse Z.

Alle Aus-
führungen
böulche,

Leipziger
St. 51.

Stoffe
in Halbwolle für Haus-
kleider von MK. 10.50 an.

Ernst JunkKer,
Scohwetschkestr. 41.

2498

en(Oberpoſinger.
Oegten Damen Orchester Hapstein

Goſgsoner Hirseh,
eipriger Strnsse 03. Vernspr. Jeo.

Sonnabend, 12. Juli. von abends 6 Uhr an

Ouffentl. Tanzſt Jerſiſneer n
Merscburgerstr. 45. Ecke Lutherſtraße

Sonnabevnd, abend 6 Vhr:
Geld-Preisskaten
Es ladet ein *1688 Franz Henze.

Famlllenklun „Gut Freung“

in un Taudhränechen.von abends 6 Uhr an
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Von heute ab ſteht wieder ein friſcher Transport

kleine Schaflämmer
zum Verkauf im Gewicht von 495 Pfund ſchwer.

Fran Wernicke, Böllmitz.
Tel. Ammendorf 95. *1672

CSe Arbeiter-Rat.
Organ der Arbeiterräte

Zentſczlands.

aktuelle Zeitſchrift in dieſem Sinne iſt.
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blattes entgegen, oder direkt zu beziehen durch die

Halle a. S.,
Harz 42/44.h ää

Ein perfekter Arbeiter

für Rohrklopfer *1678

Versins-
Anzeiger

teden
und Frei Jahres-beitrag 10 Mk. ſede Feile.

[Naſſe Sealey

Arbeiter-Jäuner-Chor

Freitag, den 11. Zui,
abends 8Uhr, im Vols-
park: Singoestunde.
frauen- und Mädchen

Jeden Mittwoch, 29 Uhr
im Volksvark:
Singeſtunde. W

Jurwverein Fichte

Vereinslokal: Volkspark.
Turnſtunden finden ſtatt:
Männer-Abteilg. Norden:
Die nstags und Freitags
von 8 bis 10 Uhr.
Turnerinnen Abteilung
Mittwochs v. 8 b. 10 Uhr:
Oberrealſchule, Staudeſtr.
SchülerAbteilung: Mitt-

woch von 5-7 Uhr.
Schülerinnen Abteilung

r v. 5--7 Uhr.Volkspark Turnhalle.
Männer-Abteilg. Süden:Montags u. Donnerstags

von 7 bis 9 Uhr.

n Mittwoch von 5Johannesſchule. be
nauerſ ſtraße.

Sonntags vormitta s von
7 bis 10 Uhr: Volks
tümliches Turnen und
Spiele auf d. Sandanger.

Freunde und Gäſte will
kommen.
Sonntag, den 13. Jult:
Ausflug nach Oppin
zum Schauturnen.

Abmarſch 1 Uhr, vom
Roßplatz (Waſſerturm).

Touristen Verein
„Die aturfreunde

Vereinslokal:
Riebeck- Brämn.

den 13. Zu
Wanderung aufwärts
der Saale von Könnern
bis zum Haus. Abfahrt
4.18 bis Könnern.

Napdolinen-ZArve! Frohsinn

Halle (S.Jeden Diensta undFreitag Uebungsſtunden S
im Reſtaurant z. Blauder
ecke Auguſtaſtraße.

Jeden Freitag nach dem
1. u. 15. eines fed. Monats
Vereinsabend daſelbſt.

Der Vorstand
Irweiter Radfahrer und

Solidarität Ortsgr. Halle.
Freitag, den 25. Juli,

abends 7 Uhr, im Volks

Versammlung.
Um zahlreiches Erſcheinen
eriucht Der Vorſtand.
I Ameienkiud von 1890

in Halle a. d. Saale.

Vereinslok. Gold. Kette.Sonnab. Uebungsſtunde.
Jeden Sonnabend nach
dem 1.: Verſammlung.
Deutsch. BuchbinderVerbs.

Freitag, den 18. Juli,abends 7 Uhr:

Veraammlung
bei Köppchen.
Arb. -Samaritter-Kol.
Jed. Mittwoch nach dI. und 15.: Uebu nsehtunde
in der „Goldenen ette“.

[Ammendorf-
Arbefter Gevang- Verein

Ammendorf u. Dngegend.

Dieustag: Singestunde
Der Vorſtand.

[Mersevurg.
Gewerkschafts Kartell

Mersebarg.

Jeden 1. Donnerstag
im Monat, abds. 7 Uhr:
z nan im Thüringerr VorstandJ eieren
Cwangrerenn Heffunn.

Sonntag, Pormittas
8 Uhr, bei Feſſel:Singestunde. S

Der Vorſtand.

ſammophon
platten

wieder vorrätig.
C. Dorn, Olenarimus-

Str. aam alen

lüdher Nichler
ird ſofort eingeſtellt
Pvbeltiſchlerei

von Paul v. Seggern,
Dölau b. Halle,662 Krölwitzer Str. 53.

Eine Schneiderinins Haus geſucht. 2487
Gr. Steinſtraße 70 III.

Ihre Strümpfe
und Männerſocken

erhalten Sie bei Einſen-
dung mit echter Wolle an
geſtrickt. Wolle ſchwarz u.
graumeliert vorrätig. *1677
8tölzer, Maschinenstrickerei,

Löbejtn bei Halle.
Nöbel-Trunsporte
ſowie speditions-
führen führt ſachgemäß
aus Alb. A4Ackermann,

geſucht. Off. u. D. B. 6655 an R. Mosse, Dresden.

Neueste Operetten- Empfehlen 1. Anschaffung:

Das Rätesystem g. Seänt

Preis 30 Pf. Porto 5 Pf.
Durch Generalgtreſ zum
Sorielitmus

Koenen.
Preis 20 Pf. Porto 5 Pf.
van Latenrten

von KuPreis 20 v. J 5 Pf.
Die Diktatur

der Proletaats et
Preis 2 M. Porto 15 Pf.
Was rennt uns Bwabnängige

von den Kechtssorialisten

von Mäarchionini.
Preis 30 Pf. Porto 5 Pf.
Unabdäug. Sorialdemohrafie

oder ſonmunirtigede Parte

von Fritz Puchta.
Preis 15 Pf. Porto 5 Pf.
Volkshuchhandlg,
Halle (S.), Harz 4244.

Schulbücher
empfiehlt die

Volksbuchhandlung,
Halle a. d. S.,

Thomaſiusſtr. 15. Tel. 5643 Harz 42/44.

Bad Wittekind.
Anialich des Rektorats-
weohseels b. d. Univeraität

Sonnabend. 12. Julli,
nachmittags S Uhr:
Akadem. Konvert,

ausgeführt von der
Kapelle d. Füs.-Regts Nr. 36

Leitung:
Kapellmeister O. Hanupt.

Rintrittspreise
Für Erwachsene 60 Pf.,
für Kinder 40 Pf.
Dauerkarten haben

CGultigkeit. *1680
sonnabend, den 12. Jull,

von adends 7 Uhr an:

Gold -Preis-Skat,
Es ladet freundlichet ein

Otto Wittenbecher,
2482 Pfännerhöhe 8.
Restnaur. Fr. Neboling

Rafſfneriestr. 15.
Sonnabend, 12. Juli, von

abends .7 Uhr an:
Preis „Skat. s

Freundl. ladet ein D.Plüſch u. Stoff öoſa

Garnitur),Vertiko, San Spiegel
m. Schränkchen, T rumeau,
Chaiſelongue. Beitſtellem.
Matratze, Steg u. andereTiſche Kücheneinrichtung
verk. b Bernhardät,
Herrenſtr. 19. 2480
Peuesſerrenſahrrad
Fahrradmäntel einzeln
abzug. E. Dippold, 2492
r. Gosenslr. (2, Ang. Advok.-Weg.

eg. P gingtguſer,
or. Handſtickerei,zu verkaufen bei 2488

Frl. Blauel, Ludw. Wuchererstr.72

Klappwagen z. verk. 2489
Eichendorffſtr. 30, 2 Tr. r.

1 neuer nbillig zu verkaufen. An
ſtrich auf Wunſch. Große
Steinſtraße 70 I. 2486

Zahle für

Gold z fach
Silber -Platin-Münzen.
2849 Vosns, Geiſtſtr. 46.

perette v. Loo Fall.

Gonga III
Vorverk. 9-1 u. 5-

kmpfehl. z. Anschaffung:

Die Schuld am Welt
t
73 Wshud und Sühne

von Kurt Eisner. is,40 Pf., Porto 5 W
Karl Liebknecht und

Roſg Luxemburg
von Dr. Max Adler..60 Pf. Poris 5

Was jeder vom
ötlutsbanlerott

wiſſen muß.
Von Fr. Roehr.

Preis 2,60 Mkg Porto 15 Pf.
Die Sozlaliſt. Volks

wehrwerSozialdemokratie ſtants
därgerliche Erziehung.

Geſchi i e ſoſtemat.
und k eſtelltvon Rob T
1918.
Porto 15 Pf.

WVolbohuchdapclum,

Halle a. S., Harz 42/44.

Die ſchuldderkaivens.

Preis 1.50. Porto 15 Pf.
Zu beziehen durch die

Vollsbuchhandlung,
Halle a. S., Harz 42/44.

Familien Nachrichten.

Viel zu Früh von uns hinab
Viel Ehre über dieses Grab?

Für die vielen Beweise herzlicher Teilnahme
beim so plötzlichen Hinscheiden meines innig-
geliebten, unvergeßlichen Mannes, unseres treu-
sorgenden Vaters,

Richard Schönbrodt,
ist es mir nieht mögſiehb, jedem einzeln zu
danken. Herzlichen Dank Herrn Pastor Heyse
für seine trostreichen Worte im Hause wie am
Grabe, Dank Herrn Hauptlehrer Tetzner für den
erhebenden Gesang, herzlichen Dank Herrn
Obersteiger Lier für seine ebrende Ansprache,
die er unserm so unglückheh ums Leben Ge-
kommenen nachrief.
Karl Köhler,
Gustav Voigt,

Dank den Genossen
Keinhold Hammermann und
Dank den Beamten und An-

gestellten von Krügershall, dem Männergesanverein Teutschenthal, d. Motallarbeiterverband,
den Maschinisten und Heizern und der Unabh.
Soziald. Partei, herzlichen Dank aueh für die
Trauermusik. Auch herzlichen Dank, die seinen
Sarg so reich mit Blumen sehmüokten und ihm
die letzte Ehre erwiesen, dies alles hat unseren
wunden Herzen wohlgetan. Moöge Gott ein
reicher Vergelter sein. Dir aber lieber Riohard,rufen wir ein Ruhe sanft nach.

Die tiettrauernde Gattin
Frau Minna Schönbrodt u. Kinder,
Kark Schönbrodt u. Frau als Eltern,
Rob. Sonnvnkalb en. Fran als Sehwiegerelt.,nebst allen Verwandten u. Bekannten

Tent shenthal, den 11. Juli 1919.
Das Schicksal griff mit rauher Hand R

meines Lebensonnentage., Es riß ein fes
laubtes Band Und tief sank meines Glüe
age. Für tieſe Trauer gibt es Kein Ver-

en Das Bild des Abgeschiedenen lebt
ort Und ob aueh Jahre kommen, Jahregehen, Noch klingt im Geista nach maneh

liebes Wort. Wer vtel verloren leidet un-
ermessen, Pür tiefe Trauer gibt o Kein
Vergessen. *1668

Plötzlich und unerwartet entſchlief Yltcrp
abends 8 Uhr, mein lieber herzensguter
unſer lieber Vater

Oswald Zipfel
im 45. Lebensfahre. 1670

Dies zeigen in tiefer Trauer an:
frau verw. Lipfel, verm. gew. Wände

nebſt Kindern.
Wolſen, den 10. Juli 1919.
Die Beerdigung findet Sonntag, nachmittags

4 Uhr, ſtatt.

Für die vielen Beweise herzlicher Teil-
nahme beim Heimgange meiner lieben
Gattin, unserer teuren, guten Mutter, sagen
wir allen Verwandten, und Bekannten auf
diesem Wege den tiefgefühltesten Dank.
Besonderen Dank Herrn Pfarrer Hellmann
für trostreiche Worte am Grabe und den
Herren Arbeitskollegen.

Halle a. S., den 9. Juli 1919.
2483 Der trauernde Gatte
Otto Pallas nebst Kindern.

h
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